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A.

Erfolge sozialdemo-
kratischer Sozialpolitik
und neue
Herausforderungen an
die Sozialdemokratie

Die soziale Sicherung im Alter und bei vorzeitiger Erwerbs-
unfihigkeit ist ein Eckpfeiler des Sozialstaates. Deshalb hat
dem Ausbau der Altersversorgung schon immer dic beson-
dere Sorge der Sozialdemokraten gegolten.

Die erfolgreichen Bemithungen um dic Einfiibrung der dy-
namischen Rente bei der Rentenreform von 1957, Cer
Volksversicherungsplan der SPD von 1965, dic Einbezie-
hung aller Angesteflten in die Rentenversichevung im Jahre
1967, die Kenlenreform von 1972 (mit der Einfithrung der
flexiblen Altersgrenze, der Offnung der R sicherun

Die Rentenpalitik steht nun vor neven, groBen Aufgaben.
Sozinldemokraten wollen:

1. die Hinterblichenenve -orgung - - gemil dem Spruch
des Bundesverfassungsgerichtes — auf der Grundlage der
Gleichberechtigung von Mann und Frau neu vrdnen;

2. partaerschaftliche Verantwortung fiir die nachwachsende
Generation durch Anerkennung von Kindererzichungszeiten
in der Rentenversicherung stiirken:

3. die Generationensolidaritit durch den Gleichschritt der
Einkommensentwicklung zwischen Renten und Arbeitnch-
mern festigen:

4. die Finanzen der Rentenversicherung angesichts der de-
mographischen  Entwicklung und mdglicher  Konjunktur-

sch langfristig

5. den Arbeitgeberfreibetrag zur Rentenversicherung bela-
stungsgerechter ausgestalten;

6. dic Lebensstardsicherung in einer Reihe »on Sonderfillen
weiter ausbauen;

7. die solidarische Mindestsicherung in der Rentenversiche-
rung fortentwickeln:

8. dic Sc]bsmndxgun und frucn Berufe stirker in den Schutz
it cinbind

fiir jedermann und der Schaffung der Rente nach Mindest-

einkommen) und schlieBlich die Absicherung der Betriebs-

rcntcn 1974 sind die wwhtmstcn Stationen auf diesem Weg
ischer Sozi

Dabei konnte das soziale Netz fiir die dlteren Mitbiirger im-
mer fester gekniipft werden.

Mit dem Einbruch der weliweiten Wirtschaftskrise im Jnhre

der

9. die soziale Sicherung der Behinderten ausbauen und

16. die verschicd A gungssysteme harmoni-
sieren.
Alle Parteien miissen sich den damit aufgeworfenen Fragen

steden. Sie milssen dem Biirger verdeutlichen, mit welchen
Zielen und Mitteln sie dic Probleme 8sen wollen.

Diese Aufgaben miissen in der hsten Legislaturperiode

1974 begann cine schwierige Phase der i itik. Dic
lange Dauer der Rezession konate nicht ohne Fclgen fiir
die Fi it der g i Rentenversicherung  blei-
ben.

Mit den bcldcn Knnsohdmrungsgcsetzcn von1977 und 1978
haben i diese t. Durch
em sohdes und sozial ausgewogencs Konzept wurden die
fi Gr unserer Alter gesichert.,

des 9. Deutschen Bundestages gel werden. Spiitestens im
Jahre 1984 muB die vom Bundesverfassungsgericht gefor-
derte N der Hinterblieb: orgung  verab-
schiedet werden.

Fiir dic SPD hat es dic Arbeitsgruppe .Sozialpolitisches
Programm* itbernommen, Losungsvorschlige fiic die Ren-
tenreform 1984 zu erarbeiten und zur Diskussion zu stellen.




B.

Leitlinien
sozialdemokratischer
Rentenpolitik

Dic Modelle und Lésungsvorschiiige fiir die Rentenreform
1984, dic dic Arbeitsgiuppe ,Sozialpolitisches Programm*
zur Diskussion stellt, dienen der Weiterbildung der Alters-
versorgung. Sie zielen auf strukturelle Verbesserungen und
auf mehr Gerechtigkeil innerhalb des Altersversorgungssy-
stems.

Sozialdemokraten stehen zu den Zusagen, die von der so-
iallik Kaoalition im Zi mit dem 21. Ren-
i in der nich-
sten chls[alurpcnodc gegeben worden sind. 1982 kehrt die
R icherung zur br A

der Renten zuriick.

Die Vorschlige, dic die Arbeitsgruppe ,.Sozialpolitisches Pro-
gramm* zur Diskussion stellt, bezichen sich auf den Zeit-
raum ab 1985, Fiir Sozialdemokraten bleiben bei dieser
Rentenreform 1984 nizjeni Leitlinien verpfli an
denen sie sich auch in der Vergangenheit in ihrer Sozial-
politik orientiert haben.

1. Sozialdemokraten wollen die soziale
Sicherung fiir alle Biirger

Die Icidvoll dieses s mit zwei
Weltkriegen, lnﬂauon und Wihrungsreform, mit Wirt-
schaftskrisen und mit einem stiindigen Strukturwandel und
Konzentrationsprozes in der Wirtschaft haben gezeigt, dag
cine verliBliche Vollsicherung fiir das Alter, die Invaliditiit
und fiir diec Hinterblicbenen nur im Rahmen ciner groBen
Solidargemeinschaft und unter Anwendung des Umlage-
verfahrens mioglich ist.

Deshalb haben Sozialdemokraten bereits bei der Renten-
refarm 1957 dngcgcn gekidmpit, daB die Sclbsmmhgcn aus
der der R ung  ausge-
schlossen wurden, und sich auch in den 60er Yahren gegen
die Plidne der Konservativen gewehrt, das Prinzip der um-
fassenden Solidargemecinschaft durch niedrige  und starre
Versich : u

Mit dem Volksversicherungsplan von 1965 haben dic So-
2ialdemokraten das Medell einer umfassenden sozialen Ren-
tenversicherung aller Erwerbstitigen vorgelegt, Seit 1969
wurden wichtige Schritle zur Verwirklichung dieser Kon-
zeption getan, zum Beispiel mit der Offnung der Renten-
versicherung fiir alle Biirger und der Einbezichung der Be-
hinderten in Werkstitien in die Sozialversicherung.

2. Sozialdemokraten wollen den
Lebensstandard sichern

\Vcr nus dem Erwerbsleben ausscheidet, muB den im Ar-

erreichten Leb, behalten konnen. Des-
halb miissen sich dic Renten an dem bisherigen Einkommen
orientieren. Dafiir haben sich die Sozialdemokraten be-
reits bei der Rentenreform 1957 cingesetzt.

Mit einer beachtlichen Steigerung des Rentenniveaus sind
Sozmldcmokralcn |hrem Zlcl den Rentnern ihren im Ar-

er zu sichern, einen
grofien Schritt n.nhcrgclnmmen

€

3. Sozialdemokraten wollen die Rentner am
wirtschaftlichen Fortschritt teilhaben lassen

Dieses Ziel reicht {iber die Sicherung des im Erwerbsleben
erreichten Lebensstandards hinaus. Es bedeutet, daB auch
dic Rentner regelmiiBig an dem wachsenden Wohlstand
beteiligt werden. den die Arbeitnchmer und ihre Gewerk-
schaften durchsaizen.

Diese Teilhabe am wirtschaftlichen Fortschritt ist Ausdruck
der Solidaritiit zwischen den Generationen und fiir Sozial-
demokraten unaverzichtbarer Bestandteil des Generationen-
vertrages.

Dem Driingen der Sozialdemokraten war ¢s zu verdanken,
daB mit der Rentenreform 1957 die bruttolohnbezogene, dy-
namische Rente im Gesetz verankert wurde. Uneer sozialde-
mokratischer Regicrungsverantwortung wurde das Prinzip
der Dynamisicrung auch auf andere Sozialleistungen &bec-
tragen, so auf die Lei der Kri versorgung,
der Arbeitsférderung und der Altershilie der Landwirte.

4. Sozialdemokraten wollen eine
solidarische Grundsicherung fiir alle Biirger

Auch bei Invaliditit und im Alter muB jeder Biirger ein Le-
ben fiihren kdnnen, das der Wiirde des Menschen cnl:pncht
Er muB einen Re uch auf Ei

haben, dic ihm die Erfilllung seiner Lebensbediirfnisse zu-
verlissig und — abgeschen von besonderen Lebenslagen —
ohne [nanspruchnahme von Soziaihilfe ermiglicht.

Die Gewiihrleistung ciner zuverliissigen Grundsicherung fiir
alle ist Ausdruck der Solidaritdt. Solidaritiit bedeutet aber
auch ch]sclsclllgc Verantwortung. chcr, der dnzu fihig
ist, mu nach seiner Lei t zur Solidar

beitragen, wenn er selbst emcn Anspruch auf eine solche
Gr icherung durch die Solidar haft erheben will.
Dieser Grundsatz muf8 beim Ausbau der Grundsicherung
streag beachtet werden.

Mit der Einfiihrung der ,Rente nach Mindesteinkommen®
bei der R 'm 1972 haben Sozial kraten cinen
wichtigen Schritt zum Ausbau der Grundsicherung getan:
Sie hat insbesondere Frauen, die wegen Lohndiskriminic-
Tung in der Vergangenheit benachteiligt waren, cine wesent-
liche Verbesserung ihrer sozialen Sicherung gebracht,

5. Sozialdemokraten wollen das soziale
Sicherungssystem gerechter gestalten

Dieser Grundsatz ist im BeschluB des Hamburger Parteita-
ges der SPD von 1977 Klar auwsgesprochen: ,,Die soziale
Sicherung fiir das Alter, fiir den Fall der Berufs- oder Er-
werbsunfiihigkeit und fiir die Hinterbliebenen leidet gegen-
wamg darumcr, dal es eine grofic Zahl von nebencinander

Versor gibt, deren Leistungen
cinerseits kumuliert werden kdnnen, aber andererseits noch
Liicken offenlassen. Das fuhrt sowoehl bei dcn Leistungen als
auch bei der Fi ierung zu U il Die SPD
tritt deshalb fiir eine Gcsam(rcform der Altersversorgung cin
mit dcm Ziel gréBerer Tmnspnrcnz und Gcn:chhgkcn in
und den cinzelnen Versor

Sozialdemokraten haben bereits in den zuriicklicgenden Jah-
ren daran gearbeitet, diese Ungerechtigkeiten abzubauen:

ch Rcform der Rehabilitation mit dem Grundsatz der

d aller Behinderten iingig von der
Ursuchc ihrer Behinderung, die Reform des Eherechts mit
der Einfihrung eines gerechten Versorgunpsausgleichs zwi-
schen Mann und Frau bei Enescheidung, die gleiche Be-
handlung bei der Bewertung von Ausbildungszeiten in der
Rentenversicherung und bei der Anrechnung von beitrags-

freten Zeiten bei Beamten sind Beispiele fur erste Schritte
auf dem Wege zu mehr Gerechtigkeit in der sozialen Si-
cherung.

6. Sozialdemokraten wob -n, daf die
Generationien verldglich fii. cinander
einstehen

Grundlage unserer Rentenversicherung ist die S
zwischen den Generationen: Die jewcils Erwerb:
chern mit ihren Beitriigen dic Renten der dlteren Biirger.

Gleichzeitig bestreiten die Erwerbstitigen den Unterhalt der
Kinder und ksnnen daraus den Anspruch ableiten. im Alter

von der dann enverbstitigen Generation gesichert zu wer-
den.

Dies ist das Fundament unsercr sozialen Rentenversiche-
rung. Es liBt dic Rentner am wachsenden Wohlstand “eil-
achmen und garantiert sichere Renten.

Die psychologisch litische G der G i -
solidaritit ist das Vcrlraucn in eine angemessene Versorgung
der Rentner und eine tragbare Beitragsbelastung der Ar-
beitaehmer.

Damit diese Voraussctzungen erfilit bleiben, soliten sich die
verfiigbaren Einkemmen der Arbeitnchmer und der Rent-
ner kiinftig im Gleichschritt entwickeln. So bleibt die Soli-
daritit der Generationen auch in Zukuaft gesichert,




C.
Diskussionsvorschlage
der Arbeitsgruppe
»S0zialpolitisches
Programm?” zur
Rentenreform 1985

I. Neuordnung der Hinterbliebenen-
versorgung auf der Grundlage der
Gleichberechtigung von Mann und Frau

1. Notwendigkeit der Reform

Das gegenwiirtige System der sozialen Sicherung der Frau
und der Hinterblicbenen ist historisch gewachsen und noch
stark von den fritheren Verhiiltnissen gepriigt. Es beruht in
seinen Grundziigen auf der ehemals vorherrschenden Aufga-
benverteilung zwischen Mann und Frau: Dem Mann kam
im wesentlichen die Verdienerrolle zu; Aufgabe der Frau
;/ar es, den Haushalt zu fiihren und die Kinder zu crzie-
en,

Die Frau, wihrend der Ehezeit iiblicherweise nicht er-
werbstidtig, war zuniichst an dem Einkommen des Mannes
und spiter an sciner Rente beteiligt. Eigene Rentenansprii-
che wurden von ihr allenfalls in geringfiigigem Umfang, ins-
besondere in Zeiten vor der Ehe, erworben (die bis zum Jah-
re 1967 noch dazu vielfach zuriickerstattet wurden). Nach
den Tode des Mannes war sie durch eine Witwenrente ge-
sichert, die aus dem Versicherungsverhiilinis des Mannes ab-
geleitet war. Sie betrug und betriigt heute noch 60 % der
Rente des Mannes.

Der Mann, im d er dtig, war
zunichst durch sein Einkommen, spaler durch seine Rente
abgesichert. Einer Witwerrente bedurfte es grundsiitzlich

nicht; auch heut. gibt es cine Rente fiir den Witwer nur in
seltenen Ausnabmefiillen.

Dieses System der sozialen Sicherung entsprach der friiheren
Al_xf.gabenvcrtcilung von Mann und Frau in Beruf und Fa-
milic und den i Sicher diirfnissen der
Ehcgatten.

Aber die Aufgaben von Mann und Frau haben sich in den
letzten Jahizehnten deutlich anders verteilt: Die Frauen tra-
gen heute ich zum Leb der Familie
bei umd erwerben durch ihre Erwerbstitigkeit eigene
Rentenanwartschaften. Dieser Wandel hat fiir die soziale
Sicherung von Mann und Frau neue Probleme geschaffen:

a) Soziale Sicherung der erwerbstiitigen Fran

Bemfsl‘a'tigc Frauen erhalten bei Invaliditit und im Alter —
je aach dem Umfang ihrer Erwerbstitigkeit — cigene Ver-
sldlnlcrtcnrcnlcn. Sie sind insoweit den Minnern gleichge-
stellt,

Gleichwohl gibt es fiir die erwerbstiitigen Frauen Proble-
me, weil ilire Versicherungsrentea hiufig erheblich niedriger
-sind als die der Ménner;

- Dies beruht eierseits auf erheblichen Liicken im Ver-
sicherungsverlauf:

Der l-!auptgmnd ist, daB Frauen withrend der Kindererzie-
hung ihre Exwerbstitigkeit meist fiir lingere Zeit unterbre-
chen oder ganz aufgeben. Da Zeiten der Kindererziehung

in der R icherung nicht berlicksichtigt werden,
haben diese Frauen also erheblich weniger Versicherungs-
jahre als Miinner.

— Hinzu kommt erschwerend die geringere Entlohnung. vor
allem wegen der immer noch unzureichenden beruflichen
Qualifikation von Frauen sowie wegen der Schwicripkeit,
nach einer Unterbrechung durch Kindererziehung wieder
den beruflichen AnschluB zu finden,

— Ferner haben viele Frauen nicht versicherte oder uni
versicherte Tatigkeiten verrichtet (Tcl]zmmrbcu und T3
keiten als H. 1lte oder helfende Fam.ili
hérige).

— Weitere Ursachen niedriger Fraunenrcnten sind schlieB-
lich die Heiratserstattung und Ehescheidungen nach altem
Eherecht.

Beim Tode des Mannes erhalten diese Frauen allerdings
ihre eigene Rente und die Witwenrente in Héhe von 60 %
Diese Witwen sind damit in der Regel ausreichend abge-
sichert, im Normalfall jedoch nicht — wie hiufig be-
hauptet wird — durch das Zusammentreffen der beiden
Renten iiberversorgt. Wie dem Bcnchl der von dcr Bun-
desregicrung il Sachverstil fiir
die soziale Sicherung der Frau und der Hinterbliehencn ent-
nommen werden kann, erhalten diese Witwen in der Regel
trotz der beiden Renten immer noch weniger als die Min-
ner mit ihrer vollen Versicherienrente.

h) Soziale Si herung des Witwers

Mit der zunehmenden Erwerbstiitigkeit der Frau und dem
Aufbau cigener sozialer Sicherungsanspriiche ist auch der
bisherige grundsiitzliche AusschluB der Witwerrente preble-
matisch geworden.

Die Minner und ihre erwerbstiitigen Ehefrauen schen es
immer mehr als eine Benachteiligung 2n, daB zwar aus den
B_cilrﬁgcn des Mannes eine Hinterbliebenenversorgung fiir
die Frau, aber aus den Beitriigen der Frau normalerweise
kginc Hinterblicbenenversorgung fiir den Mann gewihrt
wird. Das heil, daB die von der Frau erworbenen Renten-
anspriiche sich nach ihrem Tode auf die Gesamtversor-
gung des Mannes nicht auswirken.

Das Bundesverfassunsgericht hat im Jahre 1975 diese be-
s!ehcndx: Ungleichbehandlung von Mann und Frau in der

icherung by det und dem G auf-
gegeben, bis 1984 eince gesetzliche Regelung zu treifen, mit
der Minner und Frauen in der Hinterblicbenenversorgung
kiinftig gleichbehandelt werden.

¢} Soziale

der nidht er iitigen Frau

Neben‘dcr erwerbstiitigen Frau gibt es aber auch heute nech

unq wird es auch kiin‘tig geben — wenn auch in erheblich

1!;=ermgcrcm Umfang — dic vorwiegend im Haushalt titige
rau.

Ihre sozinle Sicherung jrn Hinterblicbenenfall ist mit 60 %%
der Rente des Mannes — wenn sie iiber kein anacres Ein-
kommen verfiigt — nicht ausreichend, da wesentliche Ko-
sten des Lebensunterhalts auch nach dem Todé des Eheman-
nes gleich bleiben, AuBierdem ist jhre soziale Sicherung im
Hinterbliebenenfall mit 60 % deutlich niedriger als die des
Mannes, der beim Tod seiaer Frau scine volle Versicherten-
rente behilt.

Obwohl das Bundesverfassungsgericht auch die Frage der
60 % ,axgcn ‘Witwenrente untersucht i1at und mit seinem Ur-
teil im Jahre 1978 festgestellt hat, daB die gégenwiirtige
Regelung mil der Verfassung vercmbar 15[, muB unabhiingig
von diesem Ver das hende sozial-
politische Problem gesehen werden: Familieneinkommen

und Familienunierhalt werden von den Ehcgatten gemein-
sam erarbeitet. Das acuc Eherecht triigt dieser Tatsache
bereits Rechnung, Deshalt muB sich auch die Reform der
Hinterblicbenenversorgung diesem Probtem stellen: sowohf
was dic Héhe der Witwenrente angeht als auch die un-
gleiche Versorgung bei Mann und Frau in der Hinterblie-
benenversorgung.

2. Die Ziele der Reform
der Hinterbliebenenversorgung

Rentenversicheruagshertriige glowhmatie auf heide Ehe
partner aufgeteilt werden: Ist bespielsweise nur der Mann
crwerbstitig, wiirde de Hilite semer Beitrige auf dem
Konto seiner Frau gutgeschrichen: sind bade Ehegatten
erwerbstitig. wirde dic Hiltte der Beit des Mannes
dem Konto der Frau und die Hillfte der Baitriige der Frau
dem Konto des Mannes gutgeschrieben.

Das wiirde bedeuten, daB fur Mann und Frau schon zu
Lebzeiten zwei getrennte Rentenansprache castehen. auch
wenn einer von beiden nicht erwerbstitig ist, sn daB Hiner-

enten fiir Wiwen und Witwer entfallen kénnten

Die dnung des Hinlerblicb:

der bed eHischafigpolitisc -
gaben der nichsten Legislaturperiode. Sie ist bereits mit
der Regicrungserklirung von Helmut Schmidt im Dezem-
ber 1976 cingeleitel worden, Auf der Grundiage dieser Re-
yuungsurkl‘xrung ist im August 1977 cine unabhingige
Sachverstil ingesetzt  worden, dic aus
Vertrctern dcr Wi chaft, der im i ertretenen
Parteien, der Gewerksthaften, der Arbeitgeber, der Linder.
der Kirchen, der gesetzlichen Rentenversicherung und des
D Frauenrates war. Aulgabe der
Kommission war, Losungs-vorsdﬂagc fiit eine grurdsitzliche
Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung sowie fidr eine
ausgewogene Alterssicherung der Frau in der Rentenver-
sicherung zu erarbeiten. Die Kommission hat thren Bericht
am 21. Mai 1979 dem Bundeskanzler iibergeben.

Fiir die Arbeitsgruppe ,Sozialpolitisches Programm®™ war
dieser Sachvcnmnd|genbcnch( cine WIChlIgL Grundlagc bei
ihren B iber cin atisches Modell fiir
die Reform der Hinterbliebenenverscrgung.

Dic Arbeitsgruppe hat sich bei den bisherigen Arbeiten von
folgenden Ziclvorstellungen leiten tassen:

— Ziel der Reform muB es sein, Minner und Frauen in
der Rentenversicherung glei : Fiir die Lei

der Rentenversicherung miissen fiir "¥itwen und Witwer die
gleichen Bedingungen geiten.

— k iitigheit und Erwerbstiitigkeit missen im Ver-
hiiltnis der Ehegatten zueinander als gleichwertig anerkannt
werden. Keiner der Ehegatten darf aus der vereinbarten
Arbeitsteilung Nachteile in seiner sozialen Sicherung gegen-
iiber dem anderen Ehegatten haben: Die Rentenversicherung
muB jeder moglichen Rollenverteilung in der Ehe gerecht
werden,

.— Die Hinterblicbenenversorgung muB stiirker sach dem
Grundsatz der Beitragsgerechtigkeit ausgerichtet werden.

—- Die Reform mufl von der Verantworturg fir dic kunf-

sorgung ist eine

plitting-Modell™ eine Reihe schwer-
vor allem dann, wean die Frau

Allerdings wirfl dieses
wiegender Probleme auf,
nicht berufstitig ist:

— Die gleichberechtigte Teilhabe der nichterwerbstiitigen
Ehefrau an den Renteuversicherungsanspriichen des Man-
nes schon zu dessen Lebzeiten bedeutet z. B. wn der folgen-
den Situation cine Gefihrdung des Lebensstandards:

Der Mann ist erwerbstitig, dic Frau nicht. Der Mann wird
nun invalide, wiitirend die Frau noch keine Rente beziehen
kenn. Der Lohn des Mannes — bisher cinzige Einnahme-
quelle — fillt weg. An scine Stelle tritt zwvar dic Rente des
Mannes, \xc wird aber nur auf der Grundlage der halbier-
ten Beitrdge ermittelt, d. h. das Ehepaar hiitte gegenilber
dem heutigen Recht nur die Lhalbe™ Reate,

— Aber auch die sozialen Sicherungsprobleme im Hinter-
bl:ebenenfall wiirden durch ein solches Modell nicht geldst:
Solange beide Ehepartner icben. wiirden beide Rentenan-
spriiche zusammen zwar ausreichen; sobald ein Ehepartner
jedoch stirbt, wiirde die Rente des iiberlebenden Ehegasten
2u aiedrig, um den Lebensstandard zu sichern.

Um beide Probleme auszuschlieBen. miiBte es Hirterege:
fungen geben: Fiir den erwerbst? igen Mann miiGte letztlich
doch die volle Beitragszahlung unterstellt werden, und fiie
den Hinterblicbenen miiBte zusitzlich zu der eigenen Rente
¢in Zuschlag hinzukommen.

Dicses Modeil ist also keine sinavolle Alternative 2ur Re-
form der Hinterblicb orgung. Ohae Hiir 1
wiirde es Gefahren fiir den Letensstandard mit sich bringen.
Durch Hirteregelungen aber wiirde das Rentensplitting fak-
tisch wieder riickgiingig gemacht.

b) Die P des nicht erwer
Lhegatten

Duscs Modell wiirde bedeuten, daB an Sn.ll der Hinzer-

igen Gcner'moncn getragen sun. Sie muf die
Magli der R sicherung und der Sffentlichen
Haushalte cbenso wic das volkswirtschaftliche Leistungsver-
migen beriicksichtigen und dabei zu cinem gerechten Aus-
gleich der Interessen fiihren.

3. ,Hausfrauenrente* keln Lusungsweg
Dic Arbeitsgruppe ,;Sozialpolitisc “ hat sich
ausfiihrlich mit der Frage bcsch.\l‘l gt, ob der Aufbau einer
villig cigenstindigen sozialen Sicherung fiir dic Frauen,
insbesondere fiir die nicht erwerbstiitigen Frauen, eine sina-
volle Aliernative zur Hinterblicbenenversorgung sein konnte.
Sie hat dabei zwei Modellalternativen untersucht: die jihr-
liche pleichberechtigle Aufteilung der von beiden Ehepart-
nern ¢erworbenen Renlcnam\artschnﬂcn (,,Sphn'ng»Modcll“)
und die Einfithrung einer
fiir die nicht erwer
modell*):

a) Das ,Splitting-Modell*

Dieses Modell wiirde bedeuten, daB vom Beginn der Ehe
2n und dann regelmiiBig withrend der gesamten Ehezeit die

Frauen (..V"" flicht-

orgung fir dic mnlmrwz.rb ¢ Ehefrau cin
voller, dem Mann vergleichb: b fgeb:
werden miiBte. Die nichterwerbstiitige Ehefrau  wiirde
pflichtversichert. Hxnnur wiiren aus dem Familiencinkom-
men volle R sbeitriige (Arbeitgeber- und
Arbcitnehmerantei!) aut der Grundlage des Einkommens
des Ehemannes aufzubringen. Die Titigkeit im Haushalt
wilrde versicherungsrechtlich der Erwerbstiitigkeit gleichge-
stellt. Hierdurch wiirde der haushaltstihrende Ehegatte
cigene Rentenunwartschaften erwerben, aus denen cr im
Versicherungs(all eine volle Rente erhalten witrde.

Auch dieses Modell wirft schwerwiegende Probleme auf:

— Eine chdmrunvspmcht iur mch!cr\urbsuug:: Ehe-
fraven wiirde cine auBer

dcr Famili cnunkommen, msbcsondcrc in jlingeren und cin-
— Im Alter wiirden 2wei volle Renten gezahlt, obwohl das
Ehepaar wihrend des Erwerlslebens von cinem cinzigen
Einkommen gelebt hat.

— Die Rente, die durch eine Pflichtversicherung der Haus-
frau aufgebaut werden konnte, witrde in afler Regel nicht

9



annithernd die Hohe der Rente des crwer cen Eheman-
nes crreichen. Nach dem Tode des Ehemannes kénnte daher
die Witwe mit Hilfe dieser ..Haustrauenrente™ den gewohn-
ten Lo nicht aufre hal Auch bei Ein-
filhrung ciner Pflichtversicherung fiir Hausfrauen bliebe aiso
eine Ubertragung von Anwartschaften des verstorbenen
Ehegatten auf die Witwe — gleich in welcher Form — un-
verzichtbar. Daraus ergibt si dal dic Pflichtversicherung
der Hausfrau nicht geeignet ist, das Problem der Witwen-
versargung wirklicn zu ldsen.

Dic Nachtcile dicses Modells, niimlich dic Reduzierung des
Lcbensstandards der jungen und einkommensschwachen Fa-
milien zugunsten einer weit iiber den Lohnersatz hinaus-
gehenden Versorgung im Alter, kinnen keine sozialdemo-
kratische Perspektive fiir die Rentenrcform sein. Unberithrt
bleibt davon selbstverstindlich die schon heute gegebene

pli it. durch kontinuierliche Bei ) zur frei-
willigen Veersicherung einen eigenen Rentenanspruch aufzu-
bauen.

4. Die hen Grundvar

einer ,Familienrente*

Diese Reform der Hinterbliebenenversorgung ist zukunfts-
bezogen. Sie gilt nur fiir Neurenten ab 1985. Wer bis dahin
bereits Rentner ist, erhilt seine Rente in jedem Fall nach

Versicher tiche erworben hat, erhiilt bei Invaliditit
oder im Alfer seine Rente wic bisher. Stirbt ciner der Ehe.
gatten, soll der iiberlebende Ehegatte, wenn er invalide ist
oder dic gesetzliche Altersgrenze errcicht hat, eine Gesamit-
versorgung erhaiten.

Fir dic Ausgestaltung dicser Gesamtversorgungsrente sind
drei grundlegende Entscheidungen zu treffen:

1. Soll die Teilhabe an der Gesamtversorgung auf die Ehe-
zeit beschriinkt oder sollen auch dic vor der EheschlieBung
crworbenen Rentenanwartschalten einbezogen werden?

Nach gegenwirtigem Recht werden die sozialen Sicherungs-
anspriiche, die der verstorbene Ehemann vor der Ehe cr.
worben hat, in die 60 Sige Witwenrente voll cinbezogen.
Beim Obergang zu ciner Gesamlversorgungsrente, die sich
an den von beiden Ehegatten gemeinsam erworbenen Ren-
tenanwartschaften orientiert, muB diese Frage ncu entschie-
den werden.

Fiir dic Beschrinkung der Gesamtversorgung auf die Ehe-
zeit spricht vor allem. da8 nur die wiihrend der Ehe erwor-

benen R tschaften aul der i Lebens-
leistung beider Ehegatten beruhen (daraus crgeben sich auch
die Gr dtze des Zugewi ichs und Versorgungs-

ausgleichs im Eherecht).
Fiir dic Einbezichung auch der vor der EheschlieBung zu-

der bisherigen Reglung. Thn beriihren kiinftige Regel
und Reformmodelle nicht, es sei denn, positiv: etwa durch
die nachtriigliche Anerkennung von Kindererzi i

T Versicher in die Gesamtversorgungs-
rente sprechea vor allem folgende Griinde:
— Der A hluB der Zeiten aus der Gesamt-

in der Rentenversicherung.

versorgung fiihrt gegeniiber dem geltenden Recht zu Ver-
schlechterungen fir Witwen, die keine oder nur geringe

Sozialdemokraten wollen mit der Rente den errcichten Le-
bensstandard sichern: Die Rente muB nach sozi: krati-
scher Auffassung Lohnersatzfunktion haben.

In der Hinterblichenenversorgung kommt es darauf an,
Mann und Frau gleichberechtigt an dieser 1 d:

erworben haben (Nur-Hausfrauen),
bei relativ kurzer Ehedauer oder erheblichen vorehelichen
Zeiten des Mannes.

— Die Differenzierung nach Zeiten vor und in der Ehe bei

reate zu beteili Das ist der Gr der Gesamt-
versorgung: Sie bedeutet, daBi der {iberlebende Ehegatte ~—
Maan wie Frau — an den von beiden wiihrend des Erwerbs-
lebens insgesamt erworbenen sozialen Sicherungsanspriichen
teilhaben soll.

In diesem Grundsatz dok iert sich das sozi kra-
tische Verstindnis von einem par tlichen Zusam-
menleben in der Familie: So wie in der Erwerbsphase das

Familienei Grundlage des i Lebens-
standards ist, so missen im Alter die daraus resulticrenden
Renten und im Hinterbli Il die glei hti

der Hinterbliet widersprichl dem BewuBtsein der
Ehegatten von der cnelichen Lebensgemeinschaft und dem
gemeinsam Erworbenen.

— Nur durch {icksichti der heli Zeiten
kann der zuvor errcichte Lebensstandard gesichert werder
(Lohnersatzfunktion der Rente).

2. Soll es einen Bestandsschutz fiir die sclbsterworbene
Versichertenrente geben?

Nach gegenwiirtigem Recht behilt der Mann nzch dem Tode
seiner Ehefrau seine volle Rente. Beim Ubergang zur Ge-

Teilhabe 2n der Gesasrtversorgung Grundiage des Lebc:s-
standards sein.

Bei der Rentenreform 1984 geht cs darum, die Hinterblic-
benenversorgung nach dem Grundsatz der Gleichberechti-
gung von Mann und Frau neu zu ordnen.

Die Hii muB sick

— daB der iiberlcbende Ehegatte, der selbst invalide ist
bzw. bereits dic Altersgrenze erreicht hat, den bisherigen
Lebensstandard aufrechterhalten kann;

— daB der bereits #ltere tiberlebende Ehegatte nicht aus fi-
nanzicllen Griinden zu einer grundsitzlichen Anderung sei-
nes bisherigen Lebenszuschnitts gezwngen wird;
— daB bei Ki i der ige Leb

halt ohne wirtschafiliche Sorgen gewihrleist.t ist.

Auf dieser Grundiage hat die Arbeitsgrappe ,,Sozialpoliti

amt die sich an den von beiden Ehegatien
erworbenen Rentenanspriichen orientiert, kann es zu Ren-
tenminderungen fiir den Mann kommen, wenn die Ehefrau
l;cin: oder nur geringe eigene Rentenanwartschaften crwor-
en hat.

Dics konnie durch die Garantie der cigenen Versicherten-
Tents vermieden werden. Danach miite die Gesamtversor-
gungsrente mindestens in Hohe der vom Hinterbliebenen
selbst erwarbenen Versichertenrente gezahlt werden,

Das ist ein kiinftig Kleiner werdendes Problem: Die meisten
jungen Frauen sind heute nicht nur bis zur Heirat, sondern
Uberwiegend sogar bis zur Geburt des ersten Kindes er-
werbstiitig, erwerben also in der Regel eigene Rentenanwart-
schaften. Nach einer Unterbrechung, in denen sie sich der
Pflege und Erzichung der Kinder widmen, kehren immer
mehr Frauen in den Beruf zuriick und erhéhen damit weiter

sches P, “ eine G isiion und zu ihrer kon-
kreten A ! i

8 ive Losungen

ihre “A wartschaften. Die Beriicksichtigung von Zeiten
dc‘r .Klnderemehung wiirde Liicken im Versicherungsverlauf

a) Die Gesamtversorguugsrenic

So]afngc beide Ehegatten leben, soll sich gegeniiber dery
heutigen Recht nichts iindern: Jeder Ehegatte, der eigene
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und zum Ausbau dieser eigenen Rentenanwart-
schaften beitragen, Hinze kommt, dag dort, wo durch eigene
!ercrbsli!igkeit noch nicht die Wartezeit erfiillt ist, diesc
immer hiiufiger durch die Fortsetzung der Versicherung anf
freiwilliger Grundlage erfiillt wird,

Fiir einen Bestandsschutz der selbsterworbenen Rente spre-
chen vor aliem folgende Griinde:

— Die Kiirzung einer auf eigenen Beitragszahlungen basie-
renden Rente aus Anlaf des Touwes der Ehefrau wiirde von
den Betroffenen als soziale Ungerechtigkeit empfunden:

— Unterschiedliche Renten fir Witwer und Ledige tratz
cicher Beitragsleistung sind den Betroffenen haum ver.
stindlich zu machen,

¢ Garantie der selbsterworbenen Versichertenrente
sou allem folgende Griinde:

Gegen
sprechen

— Das Ziel der Reform. die Gleichstellung von Minnern
und Frauen im Hinterbliebenenfall. wird teilweise nicht er-
reicht: Durch die Garantie der Versichertenrente wiirde sich
der Mann in den Fillen. in denen die Frau keine oder nur
geringe cigene Rentenanwartschaften erworben hat, im IMin-
terblicbenenfall besser stehen als die Frau. Das Ziel der
Gleichwertigkeit von Haushalts- und Erwerbstitigkeit der
Ehegatien wiirde nicht erreicht.

— Das Ziel der Lebensstandardsicherung erfordert nicht
die Beibehaltung der vollen eigencn Rente, von der bis zum
Tode der Ehefrau beide gelebt haben.

- Die Garantie der cigenen Versichertenrente wiirde in der
Praxis wie cin Bestandsschutz fiir die heutige Versorgung
der Miinner wirken. Fir das heutige Versorgungsniveau der
Fraven (volle cigene Rente und Witwenrente) gibe es im
Gepensatz dazu keinen solchen Bestandsschutz,
Bei dieser Frage gilt es, den Grundsatz der Gleichbehand-
lung von Mann und Frau cinerseits und die Probleme ciner
mbglichen Minderung der Jurch cigene Beitrdge erworbenen
iiche der Witwer i irander ab-

zuwiegen.
3. Wie hoch soll die Gesamtversorgungsrente scin?

Bei der Hohe des Teilhabesatzes miissen einerscits das fiir
dic Sicherung des Lebensstandards erforderliche Versor-

i fiir den Hinterbli beriicksichtigt werden,
andererseits dic Kosten der Reform und ihre Finanzierung,
d. h. dic der Solidar inschaft.

Dic Arbeitsgruppe ,,Sozialpolitisches Programm* hilt unter
Abwiigung beider Gesi cinen Teilhab von
0 % bei Einbeziehung der vorchelichen Zeiten fiir sachlich
notwendig und finanziell vertretbar.

Was das konkret bedeutet, soll an folgendem Beispiel ver-
deutlicht werden: Der Mann hat cine Rente von 1200 DM,
die Frau von 600 DM. Solange beide icben, betriigt ihr Ren-
teneinkommen also 1 800 DM. Stirbt einer der Eh

— Der Witwer. desser verstorbene Frau keme oder anr
gennge Anwartschafter erwaorben hat, wurde nur ey einer
Gesamiversorgungsrente, 4 h. bes gleichzeitiger Akuvierung
seiner eigenen Rentenanwartschaften. eine ausreichende Ee
zichungsrente erhatten

= Auch Ge erhalten Erzichungsrente nach dem
Prinzip der Gesamiversorgung (der Teilhabesatz betcagt atler-
dings nur S0 7 und ist e and ahe Ehezeit herogen, be
Geschiedenen st auBerdem keine Grundlage mcehr wir ab-
geleitete Anspritche vorhanden).

Gegen die Ausgestaltung der Erachungsrente nach dem
Prinzip der Gesamtversorguag speicht vor allem:

— Die Erzichungsrente als Gesamtversorgungsrente wiirde
Kindererzichung zu cinem generellen Versicherungsfall ma-
chen. Das hitte zur Konsequenz, daB unter anderem auch
Alleinerzichende unter Aktivierung hrer selbst erworbenen
Rentenanwartschaften eine  Erzichungsrente  beanspruchen
kéanen. Damit jedoch ware die Rentenversicherung weit
iberfordert.

herung der Kindererzichung ist nimlich
cine gesamuwistschaftliche Aufgabe. die grundsiitzlich auier-
halb der Rentenversicherung sichergestellt werden muB. Die
Absicherung der Kindererzichung in der Renten,ersicherung
— zu Lasten der Solidargemeinschaft — findet nur im Rah.
men der Einkommensersatzfunktion der Rente statt: Ersetzt
witd der Einkommcnsausfall beim Tod des Ehegatten durch
cine abgeleitete Rente, sofern und soweit vom Verstorkenen
Reatenanwartschaften crworben worden sind.

— Die soziale Ab:

— Nach dem Grundsatz der Lohnersatziunktion kann in
der Rente jevseils nur das ersetzt werden, was der Verstor-
bene zum Familieneinkommen beigetragen hat

2. Dariiber hinaus muB bei der kenkreten Ausgestaltung der
Erzichungsrente entschieden werden, bis 2y welchem Alter
der Kinder (z. B. bis zum 16. oder 18. Lebensjahr) Rente
gewihrt und ob auf dic Rente Erwerbseinkommen teibweise
angerechnet werden soll,

<) Rente wegen vorgeriickien Alters

Besteht noch kein Anspruch auf Gesamiversorgungsrente,
weil der Gherlebende Ehegatte zum Zeitpunkt des Todes
des anderen Ehegatten noch nicht invalide ist oder noch
nicht die allgemeine Altersgrenze erreicht hat, soll der liber-
Iebende Ehcegatte gleichwohl cine Rente erhalten, wenn er
sich bereits im fortgeschrittenen Alter befinder.

Im Gegensatz zur Erzichungsrente stellt sich bet der Aus-
gestaltung der Rente bei vorgeriicktem  Alter die

wiirde der tiberlebende Eh eine G gungs-
rente von 70 ¢ dicser gesamten Rentenanspriiche erhalten:
das wiiren 1 260 DM.

b) Die Erziehungsrente

Besteht noch kein Anspruch auf Gesamtversorgungsrente,
weil der iiberlebende Ehegatic zum Zeitpunki des Todes
des anderen Ehegatten noch nicht invalide ist oder noch
nicht dic allgemeine Altersgrenze erreicht hat, soll der iiber-
lebende Ehegatte gleichwohl eine Rente crhaiten, wenn er
Kinder zu erzichen hat.

Bei der A ‘der Erzich
Fragen zu entscheiden:

sind folgende

1. Soll dic Erzichungsrente nach dem Prinzip der Gesamt-

wGes sorgung oder Rente” nicht. Eme Ge-
samtversorgungsrente, das heiBt eine Akidvierung auch der
cigenen Rentenanspriiche, ohne daB bereits der eigene Ver-
sicherungsfall (Invaliditit oder Alter) cingetreten ist, wiire
sachfremd. Eine solche Regelung wiirde — je nach Fest-
legung der Altersgrenze — cine generelle Herabsetzung der
Altersgrenze bedeuten.

Fiir die Ausgestaltung der Rente wegen vorgeriickten Alters
sind zwei Fragen zu entscheiden:

1. Welche Altersgrenze soll festgelegt werden?

Die Entscheidung mul nach Auffassung der Arbeitsgruppe
davon abhiing:g emacht werden, bis zu welchem Alter ins-
besondere Witwen in das Erwerbsleben eingegliedert wesden
kénnen.

Diese

versorgung ausgestaltet oder allein aus dem Versi -
verhiiltnis des Verstorbenen abgeleitet werden?

Fiir die A ¢ der E ente nach dem Prin-
zip der Gesamtversorgung sprechen vor allem folgende
Griinde:

ist auch vor dem Hiniergrund de- Al
tersgrenze fiir Witwen nach gegenwirtigern Recht (45 Jahre)

zu sehen.

2. Soll auf dic Rente bei vorgeriicktem Alter Erwerbsvin-
kommen angerechnet werden?



Dabei ist cu berlicksichtigen, daB cinerseits derjenige Ehe-
gatte, der iiber ein hohes Einkommen verfiigt, aus dem er
seinen Lebensunterhalt bestreiten kann, nicht noch zusitz-
lich eine volle Rente aus der Solidargemeinschaft erhiilt, daB
aber andererseits sichergestellt werden muB, daB durch eine
hohe Frei fiir die Eink echnung die Siche-
rung des Lebensstandards nach dem Tode des Ehegatten
nicht gefiihrdet wird.

d) Ubergangsrente

Bei jiingeren Hinterblicbenen, die keine Kinder zu erziehen
haben und lingere Zeit nicht erwerbstiitig waren, stellt sich
nach dem Tode des Mannes vor allem die Frage ciner lin-
gerfristigen beruflichen Pcrspckuve Dic Zahlung einer dau-
erhaften Rente wie der d nkleinen W

von durchschnittlich rund 230 DM monatlich — ist fiir sie
keine adiquate Antwort. Dic Lcbensperspektive dieser
Frauen kann nach Auffassung der Arbeitsgruppe ,,Sozial-
politisches Programm* nicht darin bestehen, bereits in jun-
gen Iahren zur Rentnerin gemacht zu werden.

Diese jungen Frauen bendtigen Hilfen zur beruflichen Wic-

Vom Grundgedanken des G i trages erschiene
es deshalb durchaus folgerichtig, die Kostenbelastung der
heute Erwcrbsmugcn durch die Kinder be| dcr Ausgestal-
tung der R zu beriick um mog-
lichst innerhalb der Rentenversicherung eimen gerechten
Ausgleich in der Belastung der Generationen zu errcichen.
Dcshalb gﬂn es Vorschliige, die darauf hmnuslaufen cine
Finanzier vor

Die Beitragssitze kdnnten nach der Kinderzahl des Versi-
cherten differenziert werden. Kmderlose hiitten einen er-
hohten Beitrag zu zahlen, % h mit kindergel

tigten Kindern einen niedrigeren — je nach Kinderzahl,

Mit einer solchen L8sung wiirde der Tatsache Rechnung
getragen, dal Versicherte mit Kindern im Unterschied zu
Kinderlosen cinen doppeiten Beitrag zum Generationenver-
trag lcisten: zum einen den finanzicllen Beitrag, aus dem
die Renten fiir dic gegenwiirtige iltere Generation bezahlt
werden, zum anderen den realen Unterhalt fiir die zukiing-
tige Erwerbsti seneration, die spiiter die Renten zu zah-
len hat. Sie hiit.. ug-.ich den Vorteil, daB den heute spiir-
baren Belastungen durch Kinder cbenfalls heute splirbare

dcrcinglicdcrung bzw. zur weiteren beruflichen Qualifizi
rung, um sie nach ciner bestimmten Ubergangszeit m die
Lage zu ihren Leb halt selbst zu

Nad A der Arbeitsgruppe soliten

cines solchen Gesamtkonzepts sein: die Zahlung einer Uber-
gangsrente fiir die Dauer von 1 bis 3 Jahren, die Einfiihrung
cines Rechtsanspruchs auf berufliche Qualifizierung sowie
erginzende Hilfen zur dauerhaften beruflichen Eingliede-
rung.

€) Ubertragung auf andere Sicherungssysteme

Dic Arbeitsgruppe ,,Soualpohusd]es Programm* hiilt eine

chrtragung des Modclls clncr Familienrente auf andere,
iiche soziale Sich

fiir notwendig.

Auf keinen Fall diirfen nur die Leistungsverbesserungen
isoliert auf die Beamtenversorgung iibertragen werden, Not-
wendig ist vielmehr eine Harmonisierung insgesamt.

Il. Stéirkung der partnerschaftlichen
Verantwortung fiir die nachwachsende
Generation durch Anerkennung von Kinder-
erziehungszeiten in der Rentenversicherung

1. Der Drel g

Die erwerbstitige Generation erwirtschaftet die Renten filr.
die idltere Generation und erwartet von der nachwachsen~
den Generation, fiir deren Unterhalt bis zum Schul- und
AusbildungsabschluB sie sorgt, daB diese spiter m gleicher
Weise jhre iiche erfiillt, Der ,,G

*rag" der Rentenversicherung umschlieBt also drei Genera-
tionen.

bei der Bi tiinden

Eine solche Losung wire jedoch verteilungspolitisch proble-
matisch. Zum cinen wiirde die Beitragsentlastung je Kmd
proportmnnl mll dcm Eink w.u:hscn chs i
che Gr des i
ausgleichs, fiir alle Kinder — wie beim heutigen nach der
Kinderzah! gestaffelten Kindergeld — eine an der Belastung
der Familie orientierte Leistung zu gewihren. Zum anderen
widerspriiche eine proportionale Beitragsmehrbelastung der
Kinderlosen dem Ziel, zur Finanzierung des Familienlasten-
nusg]eldls allc Biirger — nicht nur die Beitragszahler in der
— nach ibrer Lei: fnh|gkc|t - Blso
mit steigendem Eink iv —

Bei Abwngcn der Vor- und Nachieile einer Bcnragssmffe~
lung in der chtcnvcrsldlcrung en!sprcchend der Klndcr-
2ahl ist die Arb
dem Ergebnis gckommen, daB ein verhcsscner, ubl:r S(euem

finanzierter Famili dem Gr

des Drei-Generationen-Vertrags, niimlich einen gerechten
L ! i den G i u ich
besser entspricht.

2. Dle A hnung von Ki

in der Renlenversleherung

Kmdercmehung bedeutet in der Rege! Einschrinkung bzw,
Aufgah: der Erwerbstitigkeit. Das betrifft heute noch im-
mer in erster Linie Frauen.

Frauen sind heute meist bis zur Geburt des ersten Kindes
vnll bemfstaug. Immer mehr Frauen nchmen nadl emer
wegen Ki ihre

spiter wieder auf. Kindererzichung bedeutet deshalb selbst
filr Frauen, die von ihrem ganzen Lebenszuschnitt her be.
rufstiitig sind, Versicherungsliicken und damit eine spitere

]

- RenteneinbuBe.

Kindererziehung darf nach Auffassung der Arbeitsgruppe
,,Suzmlpohuschrs Programm* zu keiner Bemchlcllxgung in
der

G drt bnngt die R ung dagegen nur die
i zw:n G i zum Ausdruck, Die
it mit ihren Beitrs (und zum

'l'u] mit den Stcuem) die Renten der &lteren G i
Die Bezi den E: £ als den kiinfti-
gen R und der nach G ion als den
igen Bei hlern wird im irtigen Finanzie-

" nicht b ichti

Dabei ist die Bedeutung der Kinder fiir die Sicherheit der
llenten ewdenl' Die Flmuhen mit Kindern und nicht etwa
die B hir: schaffen die Vi

fir diz Erfilllung der Rentenanspriiche, die die Erwerbstiti-
gen mit der heutigen Benupuhlung erwerben,

7l

fiihren. Deslmlb miissen chen der

Kind g in der

werden.

Die Anerkennung der Kmdcrcmehungszenen ist nad: Auf-
fassung der itsgruppe eine ‘Auf-

gabe, fiir die — &hnlich wie zur Zeit bei dén Wehrpflichti-
gen — aus Steuermitteln aktuelle Beitrige aus dem Bundes-
haushalt an die Rentenversicherung entrichtet werden soll-
ten. Das ist itzlich nur fir die kiinftigen Kind i
‘hungszeiten mbglich,

Wo zum Zeilpunkt dcs Inkrafttretens einer gesetzlichen Re-
gelung die Ki bereits at hi ist, stellt
sich cin Sonderproblem: Solien auch dicjenigen, die in der
Vcrgangcnhmt Kinder cmgcn habcn, nachtraghdr Zciten
der Ki

Diese Frage sollte von Sozialdemokraten grundsiitzlich be-
jaht werden. Frauen, die in der Vergangenheit unter beson-

ders schwierigen i groBen persdnlichen Opfern
und — im Gegensatz zu hcu(c — ohn: staatliche Hnlfcn
tsurlaub, Kii 1d, bild

forderung usw.) Kinder erzogen haben, solllcn nach Auffas-
sung der Arbeitsgruppe ,,Sozialpolitisches Programm* von
der rentenrechtlichen Anerkennung der Kindererzichung
nicht ausgeschlossen werden.

Dicse Entscheidung ist auch vor dem Hintergrund der Neu-
ordnung der Hinterblicbenenversorgung zu schen, in die dic
heutigen Witwen nicht cinbezogen werden ¥onnen. Eine
nachtrigliche Anerkennung von Kindere.zichungszeiten
wiirde auch fiir diese Frauen zu eciner — je nach Kinder-
zahl — deutlichen Rentencrhéhung fishren.

Fiir die Ausgestaltung beider Modelle sind zwei Fragen zu
entscheiden:

1. Wieviel Jahre sollen als Zeiten der Kindererzichung pe-
riicksichtigt werden?

Dic Arbei Sozialpolitisches P “ hilt es fiir
unerkiBlich, stufenweise vorzugehen und zuniichst minde-
stens 1 Versmherungs;ahr fiir jedes Kind — und zwar fiir
alle F —

Dabei sollen auch diejenigen Frauen beriicksichligt werden,

betriigt der Anteil, der der Besteucrung zugrunde gelegt
wird, 20 6 der Rente), jedoch fiihrt diese Ertragsanteilsbz-
steuerung heute nur dann zu einer c[fcknvcn Besteuerung,
Wenn w iche andere E

Das hat zur K daB bei stei Abgabenbzk;
stung der Arbet die verfiig R i

stiirker steigen als die verfiigbaren Arbeilseinkommen. Die-
ser Effekt war in den letzten Jahren besonders stark: Von
1969 bis 1978 stiegen die durchschnittlichen Nettoldhne um
vd. 98 %, die Renten in der chlcnvcrs:dn.rung dagegen um
123,7 %.

Dadurch stieg das Netlorentenniveau (Rente cines Durch-

schmltsxerdlcncrs nach 40735 Vcrslchcrungs;nhrcn m o des
eines d

Arbcnnehmcrs)

— von 57.9 % i Jahre 1969 auf 63,2 ¢ im Jahre 1979
bei 40 Versicherungsjahren,

— von 65,1 ¢ im Jahre 1969 auf 72.3 % im Jabre 1979 bei
45 Versicherungsjahren.

Dn:sc Erhohung dcs Rcmcnmvcaus war von den Sozial-

gewollt. A des nun er-
reichten relauv hohen chlcnmvenus kSnnte jedoch cine
weilere A den verfi

Einkommen der Arbeitnchmer und der Rentner auf Dauer
die Solidaritiit der Generationen gefdhrden.

Dabei muB jeweils die Gcsamtversorgungss:luauon der R:nl«
ner gcschen werdcn Za berii ist, daB es

die schon Renten bezichen, unabhiingig davon, ob es sich

um eine Versichertenrente oder um eine Witwenreate han-

delt.

Der wellere stufenwelsc Ausbau der Anrechnung von Kin-
muB im Zi mxl den finan-

ziellen Bel und den i

entschieden werden.

2. Wie sollen die Zeiten der Kindererziehung bewertet wer-

den?

Du: Erziehung von Kindern muB nach Auffassung der Ar-
dtzlich fir alle Erzichenden gleich bewer-

tet werden. Tn Betracht kommt eine Bewertung nach dem

Durchschnittseinkommen aller Versicherten (z. B. 75 €2).

Um Benachteiligungen fiir berufstitige Frauen zu vermei-

den, die den Mutterschutz in Anspruch nehmun, wcrdcn

niedrigere Beitriige auf Grund des auf

den sozialen Sid
Lei i glbl. die je nach welchem Ver-
der Z i hirt oder ob
er aus mchrcrcn Vcrsorgungssyslcmcn Lelslungcn erhiilt, zu
schr iedlichen Versor fithren:
— In der gung betriigt das Lei:

{bereits nach 35 Dienstjahreny rd. 80 bis 85 $6 der Netto-
beziige eines vergleichbaren aktiven Beamten.

— Arbeiter und Angestellte im Gifentlichen Bienst kénnen
durch dic Zusatzversorgung cin eher noch hoheres Lei-
i als das dcr ichen. Denn sowohl
die chtc der als auch die
werdzn wegen der heutigen Ertragsanteilsbesteuerung — im
Gegensatz zur Beamtenpension - faktisch nicht bestcucrt.
Es sei denn, es kommen erhebliche andere Einkommen
hinzu.

— Fiir Ahmmehmcr im privaten Bcrcn:h stellt sich die Ver-

75 % des Durchschnittsentgelts aller Versicherten ange-
hoben.

Um Benachteiligungen vor allem von Alleinstehenden und
Frauen, die aus wirtschaftlichen Griladen trotz. Kmdereme~

sor sehr viel di dar:

Rund 65 % dieser Arbeitnehmer haben heute cine zusiitz-
liche hcmeb‘lche Altersyersorgung, die jedoch sehr unter-
schiedlich hoch ist.

Rund 35 %6 der heutigen Arbeitnehmer sind dagegen ohne
eine zusalzhchc bemchh:hc Allcrsvclsorgung Ihr Versor-

hung auf eine volle oder teil Er
sen sind, zu vermeiden, werden die Beitriige aus ﬂgener
Erwerbstiitigkeit um die volle g der Kindererzie-

hungszeiten erhSht. X

lil. Festigung der Generationensolidaritit
durch den Gleichschritt der Einkommens-
entwicklung zwischen Rentnern und
Arbsitnehmern

. 1. Zur Probismatik

£ ist — mit dar V der ande-
n:n Arbeitnehmer — vielfach noch zu niedrig. Hilufig ver-
stiirken sich sogar negative Effekte: Niedrige Lohne fithren
2u niedrigen Renten — und gerade hier gibt ¢s meist auch
keine Betricbsrente.

Die Brutto-Netto-Schere Arbeitneh

und Rentnercinkommen wirkt sich zur Zeit noch nicht zu-
gunsten der Rentaer aus, die nur eine Rente aus der geszle-
lichen Rentenversicherung bezichen, scndern lediglich zu-
gunsten der Rentner, die durch Zusatzversorgungen bereits

Die i der h werden mit  heute ¢in hohes Al(ersvexsorgungsmvcau errcichen. Dicse
Steuern und Sozialabgaben belastet, wihrend die ik wird kiinftig

b dchse faktisch iichse sind. z;el der RcA!ennform 1984 muf es deshnlh nach Auffas-
Die Renten werden gegenwiirtig zwar mit dem sung der Arb sein:

Ertragsanteil besteuert (fir den 65jihrigen Rentner z. B.

— Wo bereits heu(e cm hohes A]lersversorgungsm\ ean er-
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reicht ist, milssen die verfilgbaren Einkommen der chlncr

— Vi einer ung wire
dafl dem A aus der R

und der Arbeitnehmer sich kiinftig stiirker im G
entwickeln. Hicr diirfen kiinftig auch die Renten im Er-
gebnis nicht sidrker steigen als die verfiigbaren Einkommen
der Arbeitachmer.

rung cine stirkere finanzielie Verantwortung des Bundes
und der Linder entsprechen muf (zum Beispicl entspre-
chende Erhbhung des Bundeszuschusses).

— Zwischen den Bezich iedlicher oder — Eme ialpoli BEWOR! K P muB den
A i i i mit liti digen Gleil itt der

und ohne el oder des offentlic von Renten und Arbcxtnehmcrc-nkommen auch im Zusam-
Dienstes, Beamtenpensionen) mul eine Annkh g der mit der stehen: Durch die Re~
heute teilweise sehr iedlichen i form darf sich die Relation in der Versorgung beider Grup-
erreicht werden. pen nicht zugunsten der Beamten verindern. Jedenfalls muB
Wo heute noch kein Versor i er- €ine weitere Auseinanderentwicklung der beiden Systeme

reicht ist, ist eine weitere Erhthung des Rentenniveaus er-
wiinscht,

Der Effekt der Rentenschere sollte dadurch verringert wer-
den, daB Rentner mit nicdrigerer Versorgung effektiv eine
ctwas hohere prozentuale ErhShung erhalten als Bezicher
hoher Renteneinkommen.

verhindert werden.

Das Bmuumodell fur die Jangfristige Festigung der Gene-
idaritit hiitte dann folger.d

a) Bruttolohnbezogene dynamische Rente
Wie im 21. R bereits b

e . : wiirde dic R ab 1982 auf Dauer zur An-
l:m dle.Lusur!g dieser l:‘agen.wedr:se 8 el und an- Passung der Renten nach der Entwicklung der Bruttolhne
dererseits das Nettomodell, A
2. Al A:Das B b) Kraskenversicherungsbeitrag der Rentner .

! ) g o e zweg WVie im 2L R bereits be-
Die i ':n" v é > stellt zwei schlossen, wiirde kiinftig ein Krankeaversicherungsbeitrag

" . es ZUr - der Rentner eingefiihrt,

Diskussion:
Bisher zahlt die R filr die K
— Die Variante 1 die Ren-
. . cherung der Rentner einen Pauschalbetrag von rd. 11 %
tcnanpassung, die Binfthrung f;:: ;entner Krankenversi ]eder Rente an die Krankenversicherung. Freiwillig kran-
B icherte’ Rentner erhalten einen entsprechenden Zu-

esetz. 1

ﬁﬂ_ M‘:::;I:z:;c der schuB. Kiinftig wiirden alle Renten — entsprechend dem

R 4 . - N bisherigen Pauschalbetrag — um 11 % erhtht und der
— Die Variante 2 falls die brutt Rentner beitragspflichtig. Der Bei wiirden
gene Rentenanpassung, verzichtet jedoch auf eine Umstel-  auch sonstige, den Renten vergleichbare Einkommen be-
lung der Besteverung der Altersheziige, filhrt aber statt riicksichs (. B. i und i

dessen eine schrittweise Beteiligung der Rentner an ihrer
Krankenversicherung ein. .

Variaste 1
Ausganspunkt sind dic Beschliisse des 21. Rentenanpas-

' sungsgesetzes: -

— Ab 1982 kehrt die chunvemmenmg auf Dauer zur
Anpassung der Renten nach der g der Brutto-

Die Vorteile cines solchen Krankenversicherungsbeitrags der
Rentner wiren:
— Individuelle Beitrige der Rentner wiirden — wie bei
den Aktiven — die tatsiichliche finanzielle Lexsxungsflhlgken
beriicksichtigen,

Effektiv belastet wilrden wegen der vorhergehenden Renten-

1dhne zurildc;

— kiinftig wird cin Reatner-K: i

cingefiibat. Gleichzeiti werden die Renten entsprechend

erhSht, so daB die Reatner, dic nur von der Rente leben

miissen, von der.Neuregelung nicht betroffen werden.

p miifte das B dell aus Grilnden der
iekeit zwi R und Arbeitnet

V

rhohung um 11 % nur die Zusatzeinkommen. Eine solche
Bel g nach der indivi Lcmungsﬂhlgken ent-
spricht dem Grundprinzip des Solidarausgleichs in der Kran-
kenversicherung (gleiche Rechte und Pflichten fir Rentner
und Aktive).
— Der Rentner-Krank i itrag wire ein er-
ster Schritt zur Harmonisierung der Entmddun' der Netto-
von Aktiven und Rentnern cinerseits und zwi-

. oiner slor
kMW«h_(ﬂtdﬂl*lﬂﬁihh-

srwartet, deg Wher die Zullisslg-
Tooic dor wnterschisdiichen o~ yon Aldbeosinkiintion

memn um sine sach n der Al ldwnden mit und ohne Zusatzeinkommen ande-
kilnfte erginzt werden, die die Rentner, die nur von der  TCTits .
- Rente leben, bis zum Errcichen ecines hoben Versorgungs- — Mit dem Rentner-Krask i wilrden
niveaus unberiihrt 1Bt ummwbuwwm
um Reatoer-K N itrag mit &d:mn'funhwmw

dem 21 wichtige Weichen- — Die Einfilhrung eines individuelien Krankeaversiche-
stellungen erfolgt sind, milSten fir dic B g der die betrotfenen Rentnor ol

4 bei holem - ot noch - seim, da sie in Gestalt der medizimischen Versorguog eine
—E-Mug‘tmd«lﬂnuh-uﬂ Al disser Rentner-K

m&-uﬂh—ud—uﬁnum
mitriirioty

n

u

der durch die Fiihrung von 10 Millionen zusatzlldu:n Ver-
sichertenkonten entsteht. Jedoch sind hier V

—_ Em weiteres Problem der Beslcucrung sind die erfor-
di Ver dlc m bt.'zug auf die

durch ein Quellenabzugsverfahren (Abzug bei der auszah-
lenden Stelle) maglich.

Rentner psy ische und i dar-
stellen kinnen. Ein Qucllcm\bmg der Steuern von den
Rentencinkommen wiire zwar mdglich. Bei Bezug mehre-

©) Ni der der A i rer Renten wire aber auf jeden Fall ein Jahresausgleich
Sinn einer ist nicht, in notwendig.

ic Sub der drtigen Renten ci SoR-  — Rej einer g mit Steuer \ fiir
dern sicherzustellen, da8 dort, wo das A die & li Haust wiire im G cin stirk
niveau insgesamt bereits schr hoch ist, cinerscits Altersbe- Engagement des Bundes uad der Linder fiir die Renten-
zlige und der At sich im ich. Dieser Riick der Mehrein-
Gleichschritt entwickeln und sich andererseits die Versor- pahmen wirft jedoch erhebliche Probleme auf,
gungssituationen zwischen Rentnern, die nur von jhrer Rente

feben, und Rentnern, die noch andere Einkommen haben, Variante 2

starker als bisher einander annihern. Das heiBt: Bei der B b

* Neuordnung der Besteuerung der Alterseinkiinfte geht es %) Bruttolohnbezogene dynamische Rente
um mehr Vertei igkeil i den Gi i Auch bei dieser des B dells wird
nen der Er it und den R ande- daBl — den B des 21,
rerseits sowie um mehr sozialo G igkeit zwischen den R — ab 1982 auf Dauer zur An-
in iedlichen Versor passung der Renten nach der Entwicklung der Bruttolhne

Zur Erreichung beider Ziele knnte folgender Weg beschrit-
ten werden:

Durch cinen hohen Steuerfreibetrag miiSite sichergestelit
werden, daB die Rentner, die nur von der Rente aus der
Rentenversicherung leben miissen, durch die Neuordnung
der Besteuerung nicht belastet werden, sondern daf sich die

zuriickgekehrt wird.

b) Schrittweise Betolligung der Rentner an ihrer Kranken-
versicherung

Aus Griinden der Verteil igkei ischen Rent-

nern und Arbeitnehmern wird bei dieser Variante des
Bruttomodells an Stelle einer Umsiellung der Bestewerung

Besteuerung auf die Gruppe von triert, die

2usitzlich zu ihrer Rente noch andere Einkommen haben.

Um dieses Ziel zu erreichen, mu8 der Freibetrag eine Hihe

haben, die sich an den hohen Renten der Rentenversiche-

rung onenuerL So knnnle fur Renten der i Ren-
f,

der Al Ut cine Be(elllgung der Rent-
ner an ihrer K i (ohne ent-
sprechende Erhshung der Renten).

Das hiitte zur Folge, daB dAc Besdllllsse des 21. Renten-
K

ung die erst bei einer
monatlichen Rente von rund 1600 DM fir Ledige bzw.

. Tund 2 000 DM fiir Verheiratete beginnen.

Damit wiirden Renten steuerlich besser behandelt als Be-
amtenpensionen, bei denen die effektive Bestenerung bei
Monatsbetrigen von rund 1150 DM fiir Ledige und rund
1600 DM fiir Verheiratete bcgmnt Diese steuerliche Bes-
der Renten den Pensi ist jedoch
da Arbei im U hied zu den Be-
amten fiir jhre Renten eigene Beitriige gezah!t haben.
Die Vorteile einer Neuardnung der Besteuerung der Alters-
einkiinfte wiiren:
~~ Die Neuordnung der Bestcuerung der Renten konnte alle
Umstil des Einzelfall i (Hohe der Rente
und des sonstigen Einkommens, Familienstand usw.).

der Rentner

entsprechend gcanden werden miiSten.

Dicse Alternative geht davon aus, daB die Rentner — wie
die Arbeitnehmer — aus ihren Gesamteinkommen auf lin-
gere Sicht den halben Krankenversicherungsbeitrag selbst
trugen sollen, wihrend die andere Hilfte — wie der Ar-

berbeitrag bei den Arbeitnch ~ von der Renten-
versicherung als Solidarbeitrag iibernommen wird. Der
Krankenversicherungsbeitrag miiBte — wie auch im 21, Ren-
tennnpassungsgese!z vorgescben — sonstige, den Renten
i Er wirft insofern

ver Ei berii

die gleichen Verwaltungsproblcme auf.

Eine solche Belastung der Rentner diirfte nicht in einem
Schritt, sondem nur stufenweise eingefiihrt werden. Das
hiele konkret, daB der 11 %ige ZuschuB der Rentenver-
sicherung zur Rente auf lingere Sicht schrittweise auf die

~— Klei und Unterv i its, Leist Hidlfte reduziert werden miiBte.
und Uber d sind leichter ie Reosl o PR ~ "

lgsbar, wenn die Rente nicht dcr individuellen Korrektur Die . ksnnte im wie falgt
durch die Steuer unter Beril des G — Die B ho werden dem Rentner voll
mens im Alter entzogen wird. . ausgezahlt.

der B der Al iige wirft — Die Remenvemchcrung uberwenst wxe bxsher der Kran
lndercnelu erhebhd:e Probleme luf' A ellll;ﬂ B "
-— Dte Probl d Ausei : ech, lrag ler R : ieser p eitrag der
A eme‘mde:m J Eink ;er ‘Arbeit- r K der Kentner wird schriti-

nchmer werden entschiirft, aber nicht ginzlich gelist, Bei
cinem deutlichen Anstieg zum Beispicl de¢ Rentenversiche-
Tungsbeitrages wiirde sich die Verteilungsrelation zwischen
Reatnorn und Aku'vm v Lu!en der Arbeitnehmer ver-

weise von zur Zeit rund 11 % der Rente auf kiinftig rund
5,5 % verringert.

- Im Ausma$ dieser Verringerung wird der Rentner an
den Kosten seiner Krankenversicherung beteiligt.
Um jedoch insb Rentner ml(
men durch die Einfiih 'dmk
trags nicht zu belasten, miiBte eine sozial gestaffelte Fm-
grenze cingefilbut werden (zum Beispiel entsprechend der

Einkum<

Su bei den Arbei stiirker
mmwunm(&mvwm
don Arbeitneh e ¥ ich bk "
hiitton).

bei der Arzneimittelkostenbeteiligung; 1979:
700 DM filr Alleinstebende bzw. 910 DM filr Verheiratete).
— Um zu verhindern, da8 durch dic Freigrenzenregelung
Beilragsausfiille bei der Krankenversicherung entstehen,
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miite die Rentenversicherung fiir die Rentner, die aufgrind
der Freigrenzenregelung von der Beteiligung an ihrer Kran-
kenversicherung befreit sind, auch weiterhin den vollen Bei-
trag entrichten.

Grundlage sind nicht dic individuellen Bruttoentgelte, son-

dern die bcrcns durch alle Sozmlbutragc (nlso exnschllcﬂhch
ungs- und Ar b

und Beslcucrung korrigicrten mdlvxducllen thtocnlgcltc

Die Vorlcllc cieses Modclls cmes" tner-Ki
dafl Arbeitnet

wiiren und
Rentner im Grundsatz gleichbehandelt wilrden, weil beide
Gruppen jeweils die Hilfte des Krankenversicherungsbei-
trags sclbst tragcn witrden und zugleich dle stirkere Har-

und Att erreicht

Altersversor bleibt
uul!er Betracht.
Dieses Nettorentenmodell hiitte folgende Vorteile:
— Die fiir den Glei itt der Eink

zwxschen Arbcllnchmem und Rentnern notwendige vertei-

werden konnte,
Ein weitere Vorlcll dieses Krankenversicherungsbeitrags der

Korrektur wiirde bereits bei Berechnung der
Zugangsrente und nicht erst bei der Dynamisierung an-
setzen.

Rentner B¢ der >, darin, daB Rentner, Finanzverwaltung und Sozialversicherung wiir-

diese an der K ung den R den nicht mit verwaltungsaufwendiger Erhebung von Steu.

verstandlicher ch“d'“ werden kénnte, weil sie (‘,“ Gestalt o yngd Rentner-Krankenversicherungsbeitrigen belastet.

einen t
?ur den Beitrag erhalten. : — Die Ein_'nsparungcn‘ verhlieb.en von vo.mhc.:ircin bei der
5 i - ung; ein durch cin finan-

Ein wesentlicher Nachteil dieser Variante des zZielles Ei des Bundes (und der Linder) — wic im

besteht darin, daB die Rentner, die fiber der F dell — ist nicht er .

{z B. iiber 700 bzw. 910 DM) llegcn, Tingerfristig cine R - . "
ffektive E des R um 5,5 % hin- Die a """hat auch cine Reihe

nehmen miissen. Auch Arbeitnchmer mit mittlerem Einkom.  Schwerwiegender Nachteile:

men und vollem Arbeitsleben wiirden demnach als Rentner — Die konnte die i Einkom-

gegeniiber dem heutigen Recht relativ schlect gestellt. i nicht indig erfassen:

Die Variante 2 des Bruttomodells ist deshalb fiir eine groBe
Gruppe von Rentnern nachteiliger als die Variante 1.

3. A B: Rente
W'ahrcnd das Brultomodell das Zle] eines Gleichschritts in
der den EQ der

Renlncr und Arbennehmer durch einen Rentner-Kranken-
und eine der hohen Ren-
ten — und da auch rur der Rentenzuwiichse — erreichen
will, will das Nettomodell das gleiche Ziel dadurch errei-
chen, daB die Renten von vomherein nur im AusmaB der
Nettolohnentwicklung steigen.
Fiir die Ausgestaltung des Nettomodells glbl es zwei unter-
schiedliche Varianten:

und D

Erstens wiire die der i
Nenoemknmmcn bei dcn berells laufcnd:n Ren(cn und fiir
bereits zuriickli
miifite eine Gl
auf Nettogrofien erfolgen, nach dem Mus(el dcr Berechnung
des Arbeitslosengeldes.

Zweitens konnte und durfr.e audl die Erfassung der kiinfti-
gen nicht die individi
ellen Besonderheiten (zum Beispie! die § 7 b-Abschreibung
fiir Eigenheime oder die zufillig gewihlte Lohnsleuerklassej
beriicksichtigen, sondern miiBte =benfalls durch eine standar-
disierte T von Br auf Nettoein-
.kommen erfolgen; solche Besonderheiten wiirden sonst bis
ins hohe Alter hinein verlingert.

oy 1 B

—_ ch Nettorentenformel kdnate nur die Emkommens- .

— dic Ablo der Br
formel durch eine und D
~— die Beibehal der

den mit eciner Nettodynamisierung.

1, jedoch verbun-

‘a) Die Nettoremtenformel

verhiiltnisse des R in der V

tigen aus der Zeit seiner Beitragszahlungen, wihrend die
Bruttoformel mit Rentner-] Krankcnvnrsldierungsbel!ﬂg und
gefs. g die Bink des

zum Zeif des R wilrde.

— Nettorenten auf der einen Seite, Beitciige nach den

Die Rente berechnet sicht heute nach der
Der i Gnliche Vomhunder ergibt sich aus

wuf der anderen Seite kinnten den Arbeit-
nehmern kaum verstiindlich gemacht werden,

hihungen

ickgiingig ;emldnt

dem Verhiltnis des i zum durch-

ittli aller V wihrend des b) Die ; mit
gesamien Versicherungslebens. Ben der thtodynlmv( ndxluen die Verhnderunxen in der
Entsprechend kdnnte die Rente auch nach dcr
formel berect werden: Der i genund L h lllf die
wilrde sich dann aus dem Verlnlum des individuellen Netto-  durch. Ein Krankenversicherungsbeitrag der Rentner wiire
entgelts Z7um It aller Versich , deshalb nicht sachgerscht. Eine Entscheidung fiir die Netto-
ten withrend des Versicherungsiebens ergeben. dynamik hitte alo zur Konsequenz, daB dcr be-eitx
In beaug aut die G nimlich ciner it dom 21. )
stabilen V l R und Arbeit-

nelumern, wiirden sich Brutioprinzip uad Nettoprinzip wie
folgt unterscheidon:
—Dglmdulmundmbym-‘
aach der sowie die K
mwﬁmwm
Mh,hﬁ‘-‘- X

acgibt N léorsh

‘wiede:
wanim miifite, Die pohmdw Zusage der SPD, 1982 zur
also anf
den bis m der 1984

wach dor

— Di Berechauag dor Renion wnd lore Dysassisiorsing
orglbt Demn

Dicses Modell einer mit
hitte folgende Vorteile:

_ Das Ziel, die Renmer am Iatsachllch verfiigbaren Wohl-

der A h zu lassen, wird
verwaltungsmiiBig cinfach und fiir jedermann einsichtig er-
reicht

Dann wird dicser sogenannte ,Altenquotient™ jedoch nuf
33,9 im Jahre 1995, auf 35,2 im Jahre 1997 und auf 37,8
im Jahre 2000 steigen.

Dieses Verhiltnis zwischen den Alteren und Erwerbsfihigen
15t sich als grober Indikator fiir dic Entwicklung der Re-
lation zwirchen Rentnern und Beitragszahlern in der gesctz-
lichen chtenvemdmrung und damit such fiir dic Beitrags-

— Alle Abgat find fiir den Arbeitneh wer-
den an die Rentner weiter ) bzw. 5
. its und alle Verd gen der foren wie dic

Dieses Modell hat jedoch auch einc Reihe schwerwiegender
Nachteile:

g verwenden. Allerdings werden dabei Fak-
d von Ausli die I

der zweiten Auslindergencration, die Verinderung der Er-
werbsbeteiligung zum Beispiel von Frauen und des Ver-
sxcherungsgradcs sowic dlc l"roduknvnals- und Einkom-

nicht berii
- Dieses Modell wiirde zusitzliches Einkommen aufler
Betracht lassen und damnt keinen Bcllrag zur chngemng 3. Absl, des Bund
der Eink den v . es
und zwi den Rentnern mit und Der zur ung ist zwar absolut
ohne Zusatzeinkommen leisten: Auch Rentner, die nur von Jaufend gesti im iltnis zu den der

der Renté leben miissen, wiirden voll getroffen.

— Die mit d: miifte

und wiirde daher Bezieher hoherer Renten sogar begiinsti-
gen bzw. Bezicher niedriger Renten benachteiligen.

— In den Rentenvorausberechnungen miite die Entwick-
lung der Abgabenbel: der Arbeitnet

schiitzt werden; das wire sachlich schwierig und polmsch
sehr problematisch.

IV. Die langfristige finanzielle Stabilisierung
der Rentenversicherung angesichts der
demographischen Entwicklung

1. der

von der wirtschaftiichen Entwlicklung

Die Rentenversicherung arbeitet nach dem Umlageverfahren.
Dfie Beitriige der erwerbstitigen Generation werden nicht in
einem Kapitalstock gesammelt, sondern sofort als Rente
ausgeuhlr. Anders als nach dem Umlageverfahren 130t sich
eine nicht

Das Verfahren fithrt dazu, daB die Leistungsfahigkeit der
Rentenversicherung immer auch von der wirtschaftlichen
Entwicklung abhingt. Die Zahl der Beitragszahler (im Ver-
hallms zur Zahl der Rentner) und das AusmnB der Lohn-

Rentenversicherung jedoch deutlich gesunken: von 319 %
(1957) auf 18,1 % (1979).

Das hiingt damit daB der Bund ledig-
lich der Lok icklung und nicht cntspre-
chend der R i slelgt

beteiligt sich der Bund nicht an den zunchmenden Ausgaben
aufgrund der Ausweitung des versicherten Personenkreises
und der demographischen Entwicklung; in dem MaBe, in
dem der Bundesanteil zuriickging, wurden die Beitragszahler
stiirker belastet.

4 Zeitverzigerung zwischen Renten und Léhnen

und i hiingen stark von den
Sch der Loh ab. Wie stark diese
Abhzngigkeit noch immer ist — trotz der Verkiirzung dieser
Zeitverzbgerung mit dem 21. Ren(euanpassungsgeselz —
zeigt folgender Zusammenhang:

Bei elner Lohnslengemngsmte von 6 % erreicht das Brutto-

(bei 40 Ve 43,7 % und ist
auf 15 Jahre unter den heutigen beschiftigungspolitischen
Annahmen mit dem Beitrag von 18,5 % finanzierbar. Be-
tragt die Lohnsteigerungsrate nur 4 %, so steigt das Renten-
niveau avf 46,5 %, und es entstehen Finanzierungsdefizite,
die cine Beitragserhhung um einen vollen Prozentpunkt
erl’orderhah machen wiirden. Umgekehrt wiirde, falls die
L

(im Verhiltnis zu den R ) sind
d fir das Glei icht der Renten-
versicherung. ken und os wiirden E

Durch das 20. und 21. Rentenanpassungsgesetz sind die
Renten auf cine solide finanzielle Grundlage gt:tellt wor-

uber 6 % Ixegi. das chtenmvezu sin-

und der Finanz-

Solche S des R
i und Defiziten werfen

mlt fnkuven Ub

den. Durch die Emfﬂhmng der R auch erh Probleme auf: Es kommt regel-
fiir arbei der Bund fiir ma[hg u cmcm Wechsel von Leistungsverbesserungs- und
Arbeit wurde dxe Abhiingigkeit der von der icle dafiir sind dic R

Arbentmnrktenthddung gemildert. Dennoch bleibt auch in
Zukunft die Rentcnvemcherung abhiingig von der Skono-
mischen Entwwklung

2. Zumhmcndor Alenquotient

Ab Mitte der 90er Jahre nimmt wegen des Geburtenriick-

gangs die Zahl der dlteren Bilrger im Verhiltnis zur Be-

vlkerung im erwerbsfihigen Alter kriiftig zu:

Nach eines M des Statisti Bund

aus dem Jahre 1975 kommen im Jahre 1979 auf 100 Per-

sonen zwischen 15 und 59 Ilhron rund 33 Personen im Alter

von 60 und mehr Jahrea.

Disses Verhlitnis von Alleran m,l’.rwerhmuen wird —

unter der Varaussetzung, da8 dic.beutige Stecblichkeit und

Oohn-ﬂuﬁ;kdt m/ﬁhlm blubt — bis 1990 nur
schwanken,

1972 cinerseits und die 20, und 21. Rentenanpassungsgesetze
andereseits.

Die iedliche i ischen L8tmen und Ren-
ten wm’t auch mr die Betroffenen Probleme auf. In Zeiten

gs mit relativ dem Ar-

beitneh ist es den R schwer
lich zu machen, warum die Rentempasunzcn niedriger
In Zeiten g$ mit nied-

rigeren Lohnzuwachsraten ist es dagegen den Arbeitneh-
mem schwer verstindlich, daB die Rentenzuwichse hoher
sind aly ihre eigenen Lohnerhhungen,

: 5. LSsungeansitze

Die Arbei ialpolitisches Pr stelit unter
dem Geuchupunh der ﬁmnzullen Subdmemnz der Ren-
zur Di
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a) Stabiler hull und B
Dcr Bundeszuschufl kinnte kdnfug an die Entwicklung der

der ppelt werden.
Damit wiirde erreicht, daB sich der Bund mlt cinem festen
Anteil an der Finanzierung der

Anpassungsgesetze triten, wic das bereits filr die Unfall-
versicherung beschlossen ist.

Der Ubergang zu solchen Rechtsverordnungen hiitle nach
Auﬂ'nssung dcr Arbeitsgruppe unabhiingig von einer et-

Das wiire vor allem angesichts der Rnsxkcn der
schen klung fir dxe icherung sinnvoll.
Damit kénnte vcrh_ndcrt werden, da8 die demographischen
Risiken allein von den Beitragszahlern getragen werden
miiten.

bctcxhgt \valgcn A jerung der den Vorteil der
ik, das heiBt der Sicherheit in bezug auf

die Rentenerhdhungen.
Bei ciner weiteren A i g miissen its die

bisherigen konjunkturstabxhsxercnden Wirkungen geschen
werden.

Bei diesem Vorschlag geht es nicht darum, den gegenwirti- Wie stark die Ri e be§ einer '_ ,
gen Finanzierungsanteil des Bundes zu erhthen, sondern ihn -~ A & die 8 tliche ." stabili-
auf der gegenwirtigen Grundlage Jangfristig festzuschrei-  sieren und zur it b kann,
ben. ist anliilich der 75er Rezession deutlich geworden:

itzlich zur jerung des kdnnten Die Verzd der i der
die Ren(cnﬁnmzcn auch durch cine K isi der . Loh i hat dazu gefiihrt, daB in den Jahren 1975

ichert werden. Die K ish der bis 1977 die Renten durchschaittlich um knapp 4 % ja.hr-
ie wire eine Ergi aber keine A i lich stéirker gesti sind als die Br

zur ilisierung des Eine solche Bun- Renten + 36 %, Bruttoentgelte + 22 %).
desgarantie kinnte wie folgt aussehien: Bei der Beurteilung der weiteren Aktualisicrung der Renten-
t igen die Ausgaben die Einnah in der Renten- sind also £ die Vorteile

versicherung und ist die Riicklage aufgezehrt, hat der Bund
die Zahlungsf‘ahlgken der Rentenversicherungstriiger sicher-
zustellen. Ebenso wie im Bereich der Abeitslosenversiche-
rung kénnte diese Bundesgarantie so gestaltet werden, daB
dann, wenn die Rentenausgaben die Einnahmen und die
Riicklage iibersteigen, der Bund zur Abdeckung des Finan-

in bezug auf eine Stabilisierung der Rentenfinanzen einer-
seits und die Mmdemng der kon)unk(urstabnhslerenden Wir-
kungen der B

V. Belastungsgerechter Arbeitgeberbeitrag

zierungsdefizits Darlehen gewahrt, die von den zur Rent sicherung
sicherungstrigern zuriickgezahlt werden milssen. | .

Eeires 1. Die Problematik -
b) A der der lohnb beftriig
Aktualisierung bedeutet, dafl die Zeil dgerung zwisch Die it ) Arbeitgeberbeitrige wirken
der Renten- und der Lohnentwicklung verkiirzt wird, und  wie eine Lot Lohni: " ;!
zwar sowoh! fiir die Hered'mung der Neurenten als auch fiir fahren kleinerer und mmlerer Betriebe werd:n im markt-
die A der isierung der Ren- tlichen benachteiligt. Der Rati

tenanpassung ist sowoh! bei Bnmo- wie bei Nettodynamik
mbglich.
Durch die Aktuahslerung wiirden Renten- und Lohnzu
wichse weiter des

rungsdruck wird verstiirkt, das Erreichen von Vollbeschifti-

gung wird erschwert,

Das weitere wirtschaftliche Wachsturn wird in der Haupt-

sache vom Produkﬂvnlatsfonsdmtt getragen, der durch zu-
den K: isiert wird. Die Kapi

veaus gemildert sowie do= E hen von Ub und
Defiziten allein aus Grilnden der Lohnentwicklung vermin-
dert. )
Eme Volln.ktuxlmenmg 1Bt sich nldx Auffassung der Ar-
und i Griinden nicht
realisieren: Sse wurde nun!u:h verlangen, daB den zu Beginn
des Juhres zu Schiitz-
werte fiir dic noch nicht b i des

sitiit wird deshalb langfristig zunehmen.

2. Neue Bemessungsgrundiage

fiir den Arbaitgeberbeftrag

A i dieser Probl ik wird h d fiir erfor-
derlich gehalten, flir den Arbeitgeberbeitrag ¢ine Bemes-

‘bevorstehenden Jahres zugrunde lelen werden. Solche ver-
liBlichen Schitzungen gibt es jedoch micht. Hinzu kommt,
daB wegen der damit verbundenen Einmischung des Staates
in die Tarifpolitik Schitzungen Gber dic Eink

elnzuﬂlhrcn, dle den Einsatz von Arbeits-

kriiften im P dem Einsatz

von Sadahplul ‘benachteiligt und “die lenzxerun; der
zZislen auch an der

wicdung auch politisch auBerordentlich problematisch wk-
Tem. -

Lei-
ltun' ientiert und somit auch am wirtschaftlichen Ertrag
des Kapitaleinsatzes,
Dieses Ziel kisnnte durch eine Onenuetung det Arbeitgeber-

Deshalb kommt nur eine Teilaktualisicrung in Betracht, beitrige an der der U erreicht
nnhnblabemu;mlamnbptugzwudtenden werden. Die 1 dor undlage der Ar-
bestohoa. Dic zait- b wilrde dic Proble-
mvmmwmmmmm b Arheitanh 4 igeet und whire
Rechtszustand veckilezt, oin wasentlicher Schritt zu einem rationalen Finanzierungs-
Wenn am Prinzip der vom T w ieBend: system doc
A b goai i Basis fostge- Arbeitpobecboitrige  wiren
Talten werden yoll, wilre das ververpangene Jalar vor dem ,-de Y Durch die Uber

dor
stische Daten (wnd nicht ner Schiitrengea) verlisgen.

Bine weltergshende Akiustislornung wics nur doni slighich,
© wemm dor it gosi e

adilmon sn dis Seolle dor

teagelast tregen. Die L g L)
imowwelt sins gowisss Xadermag, als dof dis Dole-
L =it Arbeltgebert widet mehe

von der Lohni itit der P wiirde,
sondern proportional zum Prcxs dcr Produkte wiire. Die von
der 1 der Preisstruktur
diirften i litisch ich, weil gering sein
(Verteilungseffekte je nach Anteil der lohmn!cnsw pro-
duzierten Giiter an den Kufen von h

Beim letzten Verfahren wiiren vor allem folgende Proble-
me zu 18sen: Durch Zu- und Absetzungen miiBte dic Bemes-

der U d so korrigicrt wer-
den, daB dic Bemessungsgrundlage fiir die Arbeitgeberbei-
triige der Wcrtschopfung mboglichst nahe kommt (Exporte,

ner Einkommensschichten).
— Wertschopfungsorienticrte Ar kinnten

Importe, 1 il u ).
Bestimmte Bereiche der Winsclmﬂ und der Staat sind nicht

auch sozmlpolmsch sinnvoll scm, und zwar unter dem As-

pekt der Einbezieh der in die

icher i Die wer o) ientierten Beitrige
konnlcn so ausgestaltet werden, daB durch sie nicht nur die
Arb ile fiir die pflic icherten Arbeitneh-

mer, sondern auch die fehlenden , Arbeitgeberanteile der
Sclbstandlgcn aufgebracht werden.

kénnten so-
mit eine soli Umlage innerhalb der
Sc]hslandlgcn fiir deren eigene Rentenversicherung enthal-
ten.

:uumr(c A.

lichtig, die U ist also als Ankniip-
fungspunkt nicht vorhanden. Hier miiBte die Wertschipfung
nach dem ,Faktorkostenkonzept® ermittelt werden: Die
Summe von Personnlkcslcn, Zinsausgaben, chlen, Steuern
und A mite G der den Zah-
lungen scin, die endgiltige Zahilast miiBte fiir Unternehmen
nach Vorliegen des Jahresabschlusses ermittelt werden und
wiirde dann auch die Gewinne mit cinschlieBen,

Ein wellerer ichtiger Gesichtsp bei einer T

des Arbeil i auf die Wertsch| basis wiire,
daB weiterhin die Paritit des gesamten Bcilmgsnul’kommens
aus Arbeitgeber- und Arbeitnchmerbeitrag gcwahrlenstel sein
darf dic U t des bei-
tmg&s daz\x fuhren daB die Arbeitgeber sich auf Kosten der

— Wer jenti itgeberbeitrige wiren mubl. Kei
weubewerbspolmsdi smnvoll, Die Erfullung allgcmcmer
siche-

Eine solche Umstellung wiirde an

rung ist nicht allein dem Faktor Arbent bzw den Arbeitneh-
mern zuzurechnen, sondern der gesamten Betriebstitigkeit.
Die relative Entlastung des Faktors Arbeit in der Kalkula-
tion wiirde nicht eine Verzerrung bringen, sondern sie be-
seitigen.

Der tkonomisch unbes!mtbm und ganz entschendende

der ei ientierten b g nichts in-
dem, da der Arbeitnehmerantei! weiterhin nach dem indi-
Eink zu b wiire.

VL Fortentwicklung der solidarischen
Mindestsicherung in der Renten-

Vorteil der ist, da eine der Ar-
beitgeberbeitréige nach diesem MaBstab produktionsfakto- vamcherung
renneutral ist, und zwar automatisch und -volistindig. Die 1. Grundsk
it der W spfung in ¥ g und Iife
bezug avf das Ei hiltnis der P i ist Das sozi k Ziel der Leb dardsi
auch dann noch Skonomisch zu hewcnen, wenn langfristig  ist xm Rahmen der R im Gi nur
. durch die Bevilk dfte knapp , wenn man wihrend des gcsamten Erwerbsle-

werden und das heutige fitische Al

fiir die WertschSpfung sich in ein Argument dagegen ver-
kehrt,

Ein Nachteil der Oriunticrung des Arbeitgeberbeitrages an
der Wertschdpfung konnte darin geschen werden, daB eine
Entlastung lohnintensiver und eine stirkere Belastung ka-

bens Mitglied dieser Solidargemeinschaft war und einkom-
mensgerechte Beitrige gezahlt bat. Dieses Ziel wird heute
~— vor allem auch als Ergebnis sozialdemokratischer So-
zxalpolmk im letzten Jnhrzchnt — von der groBen. Zahl der

der R erreicht, Dieser Erfolg
wird dokumemu:rt durch das hohe Rentenniveau, das die
Arb nach einem vollen Axbenslcben heute errei-'

pitalintensiver Betricbe auch t mit sich
bringen kdnnte, da es auch kapitalintensive Wirtschafts-
zweige gibt, die mit strukturellen Schwierigkeiten zu kiimp-
fen haben.

3. Die Realisierung:
Praktikables Verfahren entwickein

Der Arbeitgeberbeitrag kinnte kilnftig nach der betriebli-

chen.

Troiz dieser sozialpolitischen Erfolge diirfen Sozxaldcmokm~
ten aber die Augen nicht davor verschlicBen, daB cs nuch

zu kinnen.

heute noch Ren\en gibt, die mcht ausreichen, um daraus ('eu .

Fiir Sozialdemokraten ist dies ein Ergebnis, mit dcm sie
sich nicht nbfmd:n kénnen. Die soziale chh:ru'\g im Aln;r
und bei Er fahigkeit sowie Jie soziale

chen Wertschdpfung bemessen werden, das heiBt
direkt nach der Summe der Lihne .ind Gehilter, Personal-
Xosten, Steuern, Abschreibungen, Zinsen, Micten, Gewinne

Sicherung der Hinterbli muB vom G her so
ausgestaitet werden, daB sie den Lebensunterhalt sicher-
stellt. Die Sozialhilfe muB durch Ausbau der aligemeinen

oder indirekt in A an die undlage 3 I L
fiir dic Umsatzsteter. Versicherungspflicht langfristig von der Aufgabe entlastet

. werden, Liicken im sozialen Sicherungssystem auszuglei-
Die gena der Wer chen. Die ei und un

drfte flir viele Becncbc schwierig um Ein Verfahren mit
Vorauszahlungen und spiterer endguluger Veranlagung auf

Funktion der So-
zialhilfe in unserem Sysiem der sozialen S:cherung besteht
in der Hilfe zur B gung Pro:
bl Dies ist im

Gnlnd des Jahrenbtd:luues, wie es flr dje Ei
und G

wird, wire

mpnh:hbch&un;.
Fir die " beitgeberbeitrige (=
k in Die
Mmmmmmmm
IldGcilhI'n-nidmt(anltZu-undAhdﬂneamt-
apeachend der M)m&mqmmﬂp

W-nndie dich

len Rehabilitation im weitesten Sinne. Sie erfordert insbe-
sondere intensive persdnliche Hilfe und zwar mit dem Ziel,
die Hilfe iiberfliissig zu machen. Soll die Sozialhiife diese
wichtige Funktion der sozialen Rehabilitationen wirkungs-
voll ausfiillen kdnnen, mul sie als Emkommcnmd:erun;
bei den normalen sozislen Risiken wie Alter, Erwerbs-

ber eine weitere Reform '

3

det So:nllulle angestellt weeden, die zum ZAel haben, sie

cine Aufgabe der sozia- -




besser fiir die Hilfe in besonderen Lebenslagen tauglich zu
machen.

2. Ursachen nledriger Renten
Unter in der

Sicht wirksam werden. Sie konnen auch nicht zuverldssig
alle Unterversorgungsprobleme 15sen. Deshalb bleiben ge-
zielte Verbesserungen fiir Kleinrentner cine wichtige sozial-
politische Aufgabe.

schicdliche Ursachen haben. Vor allem geht es um
Probleme:

—_ Pmb]cmc gibt es zunachst fiir Frauen, die wegen der
Ki jhre Ber igkeit fir meist Iingere Zeit

kann unter- 3 Al o
auf mlmere Slehl keln Lbsungaweg
Die Ar hat sich

sehr cmgchend mit der Frage bcschnfugt, ob die Einfith-
rung civer ailgemeinen Grundrente fiir alle Bilrger eine

. adiquate Antwort auf das Problem der Kleinrenten und

Sozlalhllfeempfanger sein konnle Sle 1st zu dem Ergebnis

a8 eine auf mittlere
Sicht keine sozialpolitisch sinnvolle Lcsung wiire,

Eine solche Grundrente® wiirde auch Personen zugute kom-,

men, die hohe Beamtenpensionen oder andere vergleich-
bare Alterseinkiinfte bezichen oder deren Lebensstandard
durch einen gut verdienenden Ehegatten gesichert ist. Eben-
so unvertretbar wire es, ohne weitere emschrankende Vor-

und damit iche Liicken in ihrer Renten-
biographie haben.

Worauf es hxer ankommt ist, Zeiten der Ki iek in

der zu be,iicksichti
— Weitere Probleme hangen damit zusnmmen, dafl nicht
das gesamte in der R h erfat
wird, Der B grofier P kreise aus der Ren-
in der V i i der
Sclbslnndlgen — wirkt noch nneh Viele haben sich- deshalb
keine de soziale konnen
i ignisse, Geschifl fiche usw.). Auch bei

chemahgen Sm\fgefmgenen wirken sich Liicken in der Ver-

eine G an Selb: zu zahlen,
die sich wahrcnd der Zent 1hrcr Erwerbstaugkcll hewuBt von
der

hie negativ auf die A aus. rung halten "oder i Is keine eink
— Frauen haben vielfach Renlennadltenle erlitten durch  ten Beitriige gezahlt haben.
Heil nicht versi (als Teilzelt-  poe ajgemeine Grundrente setzt eine umfassende Versi-
kriifte, als mithelfende Famxhenangehonge oder bei der flicht der erw i Bevolkerung,

Plege von Angehdrigen) und Lohndiskriminierung.

Die Offnung der Rentenversicherung hat hier nicht alle Pro- -

bleme geldst. Obwohl s sich elgen(hdi niemand leisten
kann, der zu stehen, haben
von dem fiir Selbstindige adiquaten Angebot — der
Phichtversicherung auf Antrag — nur etwa ein Siebtel
der Berechtigten Gebrauch gemacht. Die iibrigen haben
sich — wenn {iberhaupt — nur zur freiwilligen Bextragsent—
richtung entschlossen. Dies fiihst nur dann zu emer ausrei-
chenden Sicherung, wenn die Beitriige i und

eine Zusammenfilhrung - der verschiedenen Altersversor-
zungssysteme und den zuverlissigen AusschiuB des Doppel-
bezugs von Sozialleistungen voraus. Dies sind allesamt Vor-
bedingungen, die auf kurze und mittlere Sicht nicht gegeben
sind.

Daher miissen sich nach Auffassung der Arbeitsgruppe die
Uberlegungen zum Ausbau einer Mindestsicherung im Rah-
men der gesetzlichen Rentenversicherung auf solche Losun-
gen konunmeun, bei denen die Inanspruchnahme der Min-

einkommensgerecht entrichtet werden.

ung der eine langjibrige Zughorigkeit zur
Sohdnrgememsdmft und die Entrichtung von einkommens-

— Probleme kdnnen auch durch niedrige Arbeil

oder aber eine Bedarfspriifung voraus-

auch Teilzeitarbeit die Ussache.

einkommen entstehen. Sie konnen frotz lenger Versiche- setzt. .
rungsdauer dazu filhren, daB die Rente nicht zur Sicherung
dea Lebensunterhalts ausreicht. Jedoch st hierfiir hiufig 5. 1Or den Ausb.
dor Mlmluhlemrung
infolge Lohne  Die Arbei )} stellt zwei

Das Problem der Unter

ist durch dic 1972 eingefilhrie ,Rente nach Mindestein-
kommen“ erheblich gemildert worden, jedoch gilt diese

Modelle fiir den Ausbau der Mmdeslndlcrung zur Dis-
nssion:

Regel nur fir Peitragize bu 1972 so da8 immer die " auf voller A
° tigkeit beruhender Arbeitseinkommen (Modell ,Rente nad\
_ nicht mehr erfaBt werden. ‘m“du P Mindesteinkommen©);
Von T e N .4
me der Kleinrenten ist die Tatsache, daB eine Kleinrente dlfumhr'l‘m‘ einer bedarfsor,
nicht in jedem Fall auf eine unbefriedi Einkommens. "U0F >
i 1Bt Die Kleinrente ist vielfach nicht 5 oy Modell ,Rente nack Misdestoinkommen*
die einzige Plnkommensquelle: Sie wird biufig dusch andere » " men ‘
Unfall-, Pl if die auf einer Vollzeitbeschiiftigung benihen,
Kri oder Hin Arbeits- oder v,-. kionten z. B, mit 75 % des Durchschnittsentgeits aller Ver-
1 ecgiazt. Auch kisn- nd;erun beweﬂet weiden Die Vmu-mzuug kbonte der
25 odec

von
Breatzreiten sein. Das ghbe ecine lnumd: Mindestein-
vo-M.DOODMbeHSVuidun-pilhl- Diese

peziolte Anheb der ki-emdldm
Hi insbesondere den
mmmmmumwn“
" filisrte L3ewng, die sich auf Beitragsssiten bis zum Iahre
1972 beschrinkt, 7ar Daveritoung mgebant.
Es wilre vagsrecht, weaa auch duech Tollaslinrbeit sin An-
spruch suf Ronte sach Mindesteishomeen srwarben wilrde.
dicfoon widkt be-

riicksichtigt werden. D. h,, das Modell der Rente nach Min-
desteinkommen konnte chne weiteres fiir die Zukunft (d. h.
fiir Beitragsjahre ab 1985) gelten. Voraussclzung dafiir
wiire, da8 bis zu diesem Zcitpunkt Vollzeit- bzw. Teilzeit-
arbeit in den Rentenversicherungsnachweisen getrennt aus-
gewiesen werden.

Bellmgs]ahn: zw15chen 1973 und 1984 konnen nicht ohne

weiteres in die tung

Andererseits wirft dieses Modell das Problem cines crheb-
lichen Verwaltungsaufwandes nuf,

Vil. Ausbau der Lebensstandardsicherung
in bestimmten Fillen

1. Wo liegen dle Probleme:

werden, weil fiir diese Zeit aus den Unterlagen der Ren-
tenversicherungstriiger nicht erkennbar ist, ob Voll- oder
Teilzeitarbeit geleistet wurde. Eme chlc nach Mindestein-

auch fiir Beil hen 1973 bis 1984
wiire aber méglich, wenn der Versicherte den Nachweis der
Vollzeitarbeit erbringt.

Die Vorteile der Rente nach Mi ink

wiiren:

Nach sozials kratischer A soll die Rente den
Lebensstandard sichern. Das heiBt konkret: Dic Rente muB
im Verglcich zum bisherigen Erwerbseinkommen so hoch
tiegen, dafB8 der Rentner seinen gewohaten Lebenszuschnitt
aufrechterhalten kann.

Dieses Ziel ist — nicht zuletzt durch dic Erfolge sozialde-
mokrahsdwr Politik seit 1969 — fiir dic breite Mehrheit der
heute hend erreicht.

— Bei cinem vollen Versicherungsleben wiirde eine aus-
reichende Mindestsicherung gewiihrleistet.

— Sie wilre eine geziclte MaBnahme fiir niedrige Einkom-
mensbezieher, insbesondere Frauen.

Insbesondere in folgenden Problemfillen ist die Lebens-
standardsicherung allerdings bislang nicht voll erreicht:

— Erwerbsunfihige Arbeitnel sowie Hinterbli er-
remhen wegen der nur bis zum 55. Lchens;ahr reichenden

— Diese Rente wiire zugleich ein Schritt zur H: - N hiiufig kein V , das ihren

rung mit dem System der das eine L sichert.

Mindestsicherung bereits vorsieht. ~— Wenn wegen der Pflege von pflegebediirftigen Angehd-
rigen auf eine Erwerbstiitigkeit verzichtet wird, kommt es

b) Das Modell 24 Rentennachteilen; die bislang im Rahmen des Sozial-

Dieses Modell geht im U zu dem hilfexcd_ns geltende Lisung (freiwillige Rentenversiche-

nen Modell ‘davon aus, daB die N unab- T beitrige auf Kosten der Sozialhilfe) hat sich nicht als

I d erwiesen,

hingig von der Zahl der i Ve ungs-
jehre eine in etwe dem Grundbedarf entspredlende Lei-
stung garantiert, daB8 dafiir aber das Einkommen des Rent-
ners und seines Ehegatten angcreehne! wird. Insofern
wiirde die R icherung sozialhilfed Funktion
iibernchmen. Jedoch muBle mit standardisierten Bedarfs-

— Die Bcwenung beitragsloser Zenen lst heute noch zum
Tell dlich nach dem ht und der Be-
rufsgruppe des Versicherten.

— Arbeitnehmer mit einem Einkommen oberhalb der Bei-

gitzen und einem i Eink
verfahren (z. B. nach dem.Muster des Wohngeldes) gear-
beitet werden.

Vv fiirdie G dieser Mi wire,
daB {iberhaupt ein Rentenanspruch besteht, atso die Warte-
2eit erfiillt ist.

Die Mindestrente konnte zum Beispiel mit 900 DM fiir ein
Ehepaar und 630 DM fiir Alleinstehende festgesetzt werden.
Damit wire in aller Regel — unter Berlicksichtigung der
Maglichkeit des W — die ergii Inan-

sind in der Rentenversicherung
nicht adiquat abgesichert.

2. L&sungsansitze

Die Arbmlsgruppe nSozialpolitisches Programm* stelll —
bezogen auf die b a sozialen Si

spruchnahme von Sozialhilfe tiberfliissig.

Das gonmle Einkommen des Rentners und semu Ehegatten
5, )

Ver

milBte auf die Mindestrente angerechnet werden.

Da das Modell der ientierten Mi; $0-
Zzialhilfelhnliche Funktionen erfiillen wiirde, miiBte sicher-
gestellt werden, daB dann die Mehrkosten md\t von der
Solidargemeinschaft, sondern von der Al mit-

dieser Gruppen — L zur Disk

#) Verb Z bel Er fihigkeits-

und Hinterbliebenenrenten

Die i konnle bls zum 60. Lebensjahr (Al-
fidr ) erweitert wer-

den.

Bei diesem Modell geht es um eine gezielte Verbesserung
von i und Hi

nicht zu vertretende Erwerbsunfihigkeit oder der Tod des
Ehegatten soll sich im Vergleich zum normalen Altersrent-
ner nicht rentenmindernd fiir die Betroffenen auswirken.

hin vom Staat, getragen werden.

‘Wegen der Entlastung der Sozn!thetriger wiire eine ﬁnln-
zielle Beteiligung der Linder und G

») P fiir P

Wer einen Pﬂegebedurm;en pﬂqt und deshalb nicht er-
werbslanz scm knnn, knnte in der Rentenversicherung

entweder auf dom Wege ciner pauschalierten Kostenerstat-
tung oder indirekt durch ErhShung des Bundeszuschusses
und des. fk

Die Vomulg dicses Mindestrenten-Modells wiirea:

fDu i i der R
wilrde sine : ilfe und das
hvb‘)lv-nduvmmm

— it disser Mindéetrvnte wilrden auch Unterversorgungs-
siuationen erfalM, bai densr dis Vorausseizung langjikhriger
Deitragnleidung nicht gegeben ist.

tig p werden. Dic Pflichtversicherung
sollte luf der Grundlage von 75 % der Durchschnittsent-
gelte aller Versicherten erfolgen. Die Beitrige miSSten von
dem fiir den Pflegebediirftigen znstindigen Sozialleistungs-
triger getragen werden bzw. von dem Pflegebediirftigen
selbst, wenn dieser iiber ein ausreichendes Einkommen ver-
) Voreiak dor Tab
Die ﬂlr Fnuen und Mhner untuld'nedhdlen Bewertun-
gonb Zeiten und dere fiir die ersten fiinf
Jahre einer Pflld)tvmadmun' sowie filr die Ausbildungs-

a




zeiten (Tab te) soliten vercinheitlicht werden. Die Ta-
bellenwerte sollten fiir Miinner und Frauen cinheitlich auf
100 < der Durchschnittsentgelte aller Versichertea festge-
setzt werden.
Es ist sozialpolitisch nicht linger vertretbar, Zeiten, fiir die
keine Bcums:c entrichtet worden sind, insbesondere Ausbil-
von Ak ikemn, gr Gdtzlich besser zu be-
werten als Beitragszeiten.
Die Ausbildungszciten sind bereits mit dem 20. Rentenan-
passungsgese.z auf 100 % der Durchschnittsentgelte aller
Versicherten begrenzt worden.

Wehrdienstunfille wird jedoch abweichend von diesem
Grundsatz keine Wartezeiterfiillung verlangt. Fiir sonstige
Unfille gilt unter bestimmten Voraussetzungen cine ver-
kiirzte Wartezeit von 6 Monaten. Insofem gibt es eine Un-
gleichbehandlung der Versicherten je nach der Ursache der
Erwerbsunfihigkeit.

2, Mo der W

der sozlalen Sicherung der Behinderien

Die Arbeitsgruppe ,.Sozialpolitisches Programm* stelit flir
die Weiterentwicklung der sozialen Sicherung der Behin-
derten sowie dcn Ausbau der Invahdnalss:dmrung fiir die

Durch dic F der Tab te Mls auf A citneh Igende Gr delle zur Di

100 ¢z der DI i aller icherten wilrden

die Pflichtversicherungszeiten der ersten fiinf Jahre und  g) A K pte fiir die soziale der
alle Arten von Ausbildungszeiten gleich bewertet. Schwerstbehinderten

d) ! der

Die Beitragsbemessungsgrenze konnte auf 200 % der ak-
tuellen Durchschnittsentgelte der Versicherten, dus heiBt

Es gibt fiir die soziale Sicherung der Schwersibehinderten
zwei grundsiitzlich verschiedene Wege:

[§)] Aufbau einer Rente durch Zahlung der Rentenversiche-
jtriige fiir alle hinderten nach dem Mo-

von jetzt 48000 DM jihrlich (4000 DM tich) auf
60 000 DM jihrlich (5000 DM monatlich) erhdht werden.
Bei diecsem Modell geht es gcnclt um die Emhallung der

dell der Sozialversicherung der Behinderten in Werkstitten:
Bchmdune in Wcrkslaitcn usw. hatten frilher meist keinen
weil sie geringen Lohn bezogen.

Attraktivitit der ung als 3 4
auch fiir die Hoherverdienenden.

VIIl. Ausbau der sozialen Sicherung
der Behinderten

1. Dle ungeldsten Probleme

Die Vi der sozialen Si der Behinderten in
den letzten Jahren war einer der Schwcrpunklc der sozial-
politischen  Arbeit unter sozialdemokratischer Verantwor-
tung. Hier sind msgcsamt groﬂc soziale Fortschritte erzielt
worden: das R das Schwer-
behinder und die der Behinderten in
‘Werkstiitten in die soziale Sicherung sind Belege dafir.

Dennach konnten in dieser Zeit nicht alle sozialen Siche-
rungsprobleme der Behinderten geldst werden:

— Vor allem von Jugend an Scawerbchinderte sind noch
weitgehend ungesichert. Hier hat das Gesetz iiber die Sozial-
versicherung der Behinderten in Werkstitten zwar Fort-

Sie sind heute in der Rentenversicherung pflichtversichert,
Fiir diese Behinderten wird also — cmsprechcnd dem Prin-
zip ciner Arbeitnehmerversicherung — cine volle Alters-
sicherung aufgebaut Dariiber hinaus knnen diese Behin-
derten — nach einer lingeren Wartezeit von 20 Jahren —
cine volle Erwerbsunfihigkeitsrente erwerben.

Die Hohe der spiteren Rente richte sich nicht nzch dem
tatsichlichen Lohn, sondern nach einem fiktiven Entgelt, das
etwa 75 % des aktuellen Durchschnittsentgelts aller Ver-
sicherten bctragt. Die Beitragsdifferenz zwischen dem in
der Werkstatt erreichten Lohn und diesem fiktiven Entgelt
wird von Bund und Lindern je zur Hilfte getragen.

Durch den Ausbau der Werkstétten fiir Behinderte sind
heute durch das Geselz iiber die Sozialversicherung Behin-
derter rund 35 000 Behinderte sozial abgesichert.

Dicses Modell kénnte — vielleicht unter Reduzierung der
Wariezeit fir dic Erwerbsunfihigkeitsrente — auf alle
Schwcrslhchmderlcn iibertragen werden, also auch auf die

hinderten, die iiberhaupt nicht in den Enverbs-

schritte gebracht, doch konnten damit nicht alle Behinderten
erfaBt werden.

Behinderte, die {iberhaupt keiner Beschidftigung nachgehen
konncn, sind lediglich auf die freiwillige Verswhcmng an-

sen. Thre soziale lst damit cine
Frage des verfi; en der betroffe-

prozeB cingegliedert werden kdnnen. Das sind rund
10 000 Schwerstbehinderte.

Die Vorteile dieses Modells smd insbesondere darin zu se-
hen, daB fiir diese derten eine und
vollwemge soziale Sicherung im Rahmen der Solidarge-
wiirde. Allerdings muB auch der

nen Familien, so daB spiter vielfach die jathilfe ein-

springen mu8.

Auch wo die heute die liche Moglich-
keit haben, im Rahmen der faufenden Hilfe zum Lebensun-
terhalt die Beitriige zu iibernchmen, die exforderlich sind, um
dic Y} cines Anspruchs auf eine Rente zu
erfiillen, wird dies nur auf bereits bestchende Rentenanwart-
schaften angewandt. Es handelt sich dabei um eine Kann-
leistung; sie wird gewiihrt, um vorhandene Anwartschaften
{zur Entlastung der Soziathilfe) zu aktivieren. Als angemes-
sen gilt dabei eine Alterssicherung in Héhe der Sozialhilfe-
schwelle. Von dieser Méglichkeit wird jedoch nur in ge-
ringem Umfang Gebrauch gemacht,

Nachteil dieses Modells geschen werden, der darin licgt,
daB eine Rente — obwohl bercits Erwerbsunfihigkeit vor-
liegt, erst nach einer langen Versicherungszeit gezahlt wiirde.

(2) Die Zahlung einer Mi mit Eink
rechnung fiir Schwerstbehinderte: i

Unter der Voraussetzung, daB es zu einer Mindestrente im
Rohmen der gesetzlichen Rentenversicherung kommt, kénn-
te diese zugleich auch als Ansatzpunkt fiir die soziale Siche-
rung Schwerstbehinderter dienen:

Fiir Behinderte, dic bereits beim Eintritt in das Volljihrig-
keitsalter erwerbsunfahlg sind, kiinnte dic Wartezeit fiir die

— Probleme gibt es jedoch auch fiir Arbeitneh: die
bereits in jungen Jahren erwerbsunfihig werden. Fiir diese
Arbeitnehmer gibt es im geltenden Recht noch eine Ver-
sicherungsliicke: In den ersten 5 Berufsjahren, in dencn die
vorgeschriebene Wartezeit noch nicht erfiillt ist, besteht kein
Sozialversicherungsschutz. Fiir Sonderfille wie Arbeits- und
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Er fihi] auch ohne vorherige Beitrags-
leistung als criullt gelten, Damit hitten alle von Jugend
an Behinderten einen Anspruch auf die Mlndestrente (aller-

dings mit Eink Die M: we-
gen Erwerbsunfihigkeit konnte spiter ohne weitere Voraus-
in ¢ine A 1t werden.

Die Kosten fiir diese ncuen Rentenleistungen, denen keine
Beitragszahlungen entsprechen, miiBten vom Bund getra-
gen werden. Soweit diese Renten zur Entlastung der Sozial-
hilfe filhren, wiirc auch hier eine Beteiligung der Linder
und Gemeinden (durch Korrektur der Verteilung des Steuer-
aufkommens) notwendig.

Der Vorteil dieses Medells licgt darin, da8 die Rentenver-
sicherung von vornherein dic Unterhaltssicherung fiir diese
Schwerstbehinderten iibernchmen wiirde und nicht erst nach
einer langen Vorversicherungszeit.

Die Probleme dieses Modells liegen auch hier — wesen
der der Sozialhilfe — in der digen Neu-
verteilung des Steucraufkommens zwischen Bund, L1ndcrn
uwnd Gemeinden. AuBerdem muB(c sichergestellt werden.
daB das drlige Wer nicht durch e¢ine
sofortige, volle Unterhaltsleistung in Form ciner Rente un-
terlaufen wird.

b) Verbesserte Wartezeitregelung bei
Erwerbsun{ihigkeitsrenten

Fiir Personen, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Erwerbs-
unfihigkeit pflichtversichert sind, kénnte die Wartezeit fiir
die Rente wegen Erwerbsunfahigkeit als erfiillt gelten. Da-
mit kdmen alle Pflichtversicherten in den GenuB ciner Re-
gelung, die schon heute fiir Arbeits- und Wehrdienstun-
fallverletzte besteht.

Der Vorschlag wiirde fiir alle Pflichtversicherten zu einer
liickentosen Sicherung bei Erwerbsunfihigkeit fiihren.

Ein Nachteil kinnte in der Gefahr der

Die Arbeitsgruppe .. Sozialpolitisches Programm™ hat s
cingehend mit der Frage beschiiftigt, oh fir die Selbstindi-
gen und die freien Berufe cine Grundsicherung - entspre-
chend dem Modell der Handwerkerversicherung — enca
ausreichenden sozialen Schutz bicten l\onnlc oder ob — e¢nt-
sprechend dem Modell Arbeitnehmerversicherung - eine
einkommensgerechte Vollsicherung  gewiihrleistet  werden
sollte,

In Abwiigung der Vor- und Nachteile hiilt die Arbeitsgruppe
den Ausbau dev sozialen Sicherung fir Selbstiindige 2u
einer S5 Leb icherung fiir die sach-
gerechie Antwort auf die wnalun Sicherungshedurfnisse der
Sclbstiindigen.

Dic Einbezichung der Selbstindigen und der frewn Berufe
in die Rentenversicherung muB auch im Zusammenhang
geschen werden mit der Frage ciner Anderung der Bemes-
sungsgrundlage fiir den Arbeitgeberaateil. Eine U 1l
der Arbeitgeberbeitrige von der Lohnorieaticrung autf die
Wertschépfung des Unternehmens wiirde cine Einbezie-
hueg der Selbstindigen geradezu erfordern: denn sie hiitten
iiber dic Wertschépfung den Arbeitgeberanteil zur Renten-
versicherung bereits mitfinanziest.

2. Aiternative Losungskonzepte

Der Ausbau ciner Leb ente fiir die
gen kinnte nach Auffassung der Arbeitsgruppe auf zwei
Wegen crreicht werden:

—- entweder durch den Ausbau der seit 1972 eréffneten

lichkeit gesechen werden: Nichterwerbstiitige Personen, die
bereits gesundheitsbeeintrichtigt sind, kénnten versucher,
durch Aufnahme einer Arbeitnehmerti gkcxt mxl nur cinem
cinzigen Pilichtbeit eine Erwer zu er-

Moglichkeit ciner Pflichtversicherung auf Antrag oder

— durch die Einfithrung einer allgemeinen Versicherungs-
pflicht fiir alle Selbstiindigen.

langen. Das wiirde aber voraussetzen, daB es gelingt, den
Rentenversicherungstriiger iiber den Zeitpunkt des Eintritts
der Erwerbsunfihigkeit zu tiuschen. Diese Gefahr ist ge-

a) Pli i ung der

Die Einbezichung der Selbstindigen in die Pflichtversiche-
rung mit allen Rechten und Phlichter. wie Arbeitnehmer

ring. Auch nach heutigem Recht muB durch die ift
sche Priifung der Zeitpunkt des Eintritts der Erwerbsunfii-
higkeit gcnau ermmelt \vcrdcn, weil davon der Zeitpunkt
des R und die Wartezeiterfiil-
lung abhiingen.

Wenn — wegen der MiBbrauchs- und Manipulati )

wiirde bed da8 die Selbsti: wie die Arbeilnch-
mer cmkommcnsﬂcreuhtc Bellmge zu znhlun hiitten und da-
fiir wic die Ar 4

erhalten wiirden. Dic bestehende Pflicheversicherung auf
Antrag miiSte entfallen.

Um eine bel Auf der Beitriige zu

— auf cine Wartezeit nicht véllig verzichtet werden soll,
so bietet sich als Allcmatwlosung an, die Wartezeit fiir alle
Pfiichtversicherten, also ei der  Arbei

errcichen, kinnte in dicsem Modell cine allgemeine Sctb-
smndlgcnumlagc emgcl’uhn werden, die dic Finanzierung
des ,,Arb iiberbetricblich und der wirtschaft-

und Wehrdienstverletzten, auf 6 Monate festzulegen. Auch

lichen Lei: dhigkeit des Unter enisprechead

dadurch wiire cine Gleichbeh atler Behi ten
unabhiingig von der Ursache der Behinderung gewihrlei-
stet.

IX. Stirkere Elnbindung der Selbstindigen
und der freien Berufe in den Schutz der
Solidargemeinschaft

1. Notwendigkeit des Ausbau

Sozialdemokraten wollen die solidarische Absicherung aller
Biirger, Die geschichtlichen Erfahrungen haben gezeigt, daB
eine Absicherung gegen die groBen sozialen Risiken — vor
allem Invaliditit, Alter und Tod — nur im Rahmen einer
umfassenden Solidargemeinschaft moglich ist.

Die Vorteile dieses Modells wiiren: die einkommensabhiin-
gige Vollsicherung, d.h. dic Lebensstandardsicherung wic
bei Arbeitnehmern und die Erleichterung der Beitragsauf-
bringung durch eine iiberbetriebliche Umlage unter den Selb-
stiindigen.
Nachteile dieses Modells wiiren dic schwierige und ver-
wendige Erfassung und F des Ein-
kommens in jedem Einzelfall (Steuerbescheide kommen
zum Teil erst mehrere Jahre spiiter) sowie die Organisation
der Sclbstindige_.umlage.

b) Pilichtversicherung aof Antrag

Bei diesem Modell wi
system auf wer

rd untcrstcllt dal das Tmanzur.m"s-

ienticrte  Arb

beitriige

Die Offoung der R icherung fiir die Selbstindi
mit der Rentenreform 1972 war ein wichtiger Schritt auf
dem Weg zur besseren sozialen Absicherung der Selbstin~
digen. Bei der Rentenrcform 1984 geht es darum, diesen
Weg auszubauen und eine umfassende soziale Sicherung der
Selbstiindigen zu erreichen.

wird, so daB auch dic Selbstiindigen nur noch
cinen cigenen Versichertenbeitrag in Hohe des Arbeit-
nchmeranteils zu zahlen hiten. Auf einen gesctzlichen
Zwang zur Mi in der sicherung kdnnte
verzichtet werden, wobei e¢ine spiitere Pflichtversicherung
nicht verbaul wiirc.




X. Stidrkere Harmonisierung der
verschiedenen sozialen Sicherungssysteme

1. Unterschiede zwischen den

Versorgungssystermen
Dic vi sozialen Lei — Sozialver-
orgung, Kri

sicherung, Beamtenv versorgung, So-
ziathilfe — entsprangen einer hlSlOnSdl hcdmglcn punktu-

ellen Reaktion auf

Versor icle. Lei Lei b
messung sowie die Fmanzrcrung wurdcn m den cinzelnen
Sicher S — mit dcr
Folge jedlich hoher Lei fiir im i
gleiche Tatbestéinde.

Die i 1 hied ischen den Versorgungs-

von Leistung und Vor-

betreffen das V
b undlage, das Leist

versorgung hinzu. AuBerdem ist der Rentner in der Regel
fiir ihn kostenfrei in der Krankenversicherung versichert.

d) Erreichen der Hochstversorgung

In der Beamtenversorgung wird die Hochstversorgung von
75 6 der letzten ruhegehaltsfihigen Bruttobeziige bereits
nach 35 Dienstjahren erreicht,

In der Rentenversicherung errcicht der Arbeitnehmer mit
stets durchschniulichcm Einkommen mit 35 Versicherungs-
jahren gerade 40 % der aktuelien Bruttoentgelte. Dic
Hichstversorgung \\'ud erst am Ende des vollen Erwerbs-
lebens erreicht.

Das hat zur Folge, daB cine Herabsetzung der Altersgrenze
fiir den Arbeitnchmer weniger Versicherungsjahre und da-
mit geringeren Rentenanspruch bedeutet, withrend Beamte
davon unberiihrt bleiben.

Iéislung, die Lei

fir die Versor héhe, dic
und die Fit ierung:

niveau, den
z

a) Verhiltnis von Leistung und Vorleistung

In der Bcamlenvemorgung wird schon nach mindestens

Sjihriger Dienstzeit eine Mindestversorgung gewiihrt (zur

Zeit 1170 DM monnlhch fiir den Ledigen und 125¢ DM
lich fur den Verhei

nach 40 Versich hcgt

€) Al und Hinz

In der Rentenversicherung und im Beamtenrecht gibt es
unterschicdliche Altersgrenzen, auch bei Frauen. (Im Beam-
tenrecht gibt es auch unterschiedliche Altersgrenzen zwi-

D
(1979: 1053,50 DM monatlich), In der R
rung gibt ¢s statidessen cine Rente nach Mi

schen L und ). Auch die Be-
it eines v Altersruh t bzw. einer
sind iedlich (Hinzuver-
), die iiber der Rente eines dienst).
siche- O
Arbeitneh im of Dienst haben heute eine

Vomussclzung dafiir xst der Nad1wcls von mmdcslcns 25
Jahren an P und Zu-
rechnungszeiten. (Dic niedrigste Rente nach Mindestein-
kommen betrigt rund 500 DM monatlich).

Der Ertrag aus den Beitriigen der gesctzlichen Altershilfe
fiir Landwirte ist vier- bis fiinfmal hoher als der Ertrag aus
den Beitriigen zur icherung.

Die Lei der Kuapp; i

sind gegeniiber den Leistungen der Arbeifer- und Ange-
stelitenversicherung hiher als es dem htheren Beitrag ent-
spricht (27 % hoherer Beitrag, dafiir 333 % hidhere ch-
stungen nm Allcr),

tet zusiitzlichie Leistungen.

b) Leistongshemessungsgrundlage

In der Rentenversicherung orientiert sich dic Leistung am

Durchichnitt aus dem gesamten Erwerbsleben, In der Be-

dm|cnversorgung werden die Pensionen von den letzten
) Beziigen h

In der Beamienversorgung glhl es kcme Lclstungsbcmes-
in der R ist

sungsyrenze das Doppelte der allgcmmncn Bemessungs-

grundlage, diese Leistungsbemessungsgrenze wird wegen

einer zu niedrigen Beitragsbemessungsgrenze nicht einmal

erreicht,

c) Leistungsniveau

In der Beamtenversorgung betrigt das Leislungsniveau
nach 35 Dienstjahren 80 bis 85 % der Ncllobczugc eines
vergleichbaren Aktiven. In der betrigt

Zusatzversorgung, die sie im Ergebnis Beamten gleichstellt.
Atbeitnehmer im privaten Bereich haben heute zu 65 %
eine zusitzliche betricbliche Altersversorgung, die jedoch,
was den Umfang der Zusalzversorgung betrifft, sehr unter-
schiedlich ist. 35 % der heutigen Arbeitnehmer im privaten
Bereich sind ohne zusitzliche Altersversorgung. Bei den
heutigen Rentnern sind die Verhiitnisse wesentlich ungiinsti-
ger.

g) Finanzicrung

Dic Beamten zahlen keinen Beitrag zur Finanzierung ihrer ’

Pension; die Arbeitnehmer tragen mit 9 % ihres Lohns zur
Altersversorgung bei.

2. Maglichkelten zur Harmonislerung

Solche L iede im Lei trotz ciner we-
sentlich gleichen Funktion sind dem Biirger heute nicht
mehr bcgrclﬂwh zu mnchcn Langfnsuges Ziel sozialdemo-

muB cinc H isi
verschied sozialen Sicher sein (] des
itages 1977). Dieses Ziel ist weder kurz(ristig noch in
cinem cinzigen Anlauf zu erreichen. Deshalb kommt es
darauf an, durch erste Schritte cinen Einstieg in die Harmo-
nisierung zu erreichen.

Solche ersten thnltc kénnten nach Auﬂ'ussung der Arbeits-
gruppe i P ise sein:
— Har fiir den Alters-

der V

ruhegeldbezug und fiir den Bezug von Beamtenpensionen '

{cin Anftrag des Dentschen Bundestages zur Erarbeitung

die Rente nach 45 Versicherungsjahren ca. 73 % des Netto-
verdienstes eines vergleichbaren Aktiven, dies aber nur im
Modell; tatsichlich ist das Niveau vielfach niedriger. Das
ganze AusmaB der Diskrepanz wiirde erst deutlich, wenn dic
des Beamten ejomal in Bezi zu seinem
Lebensdurchschmtlsexnkommen*,esetzt wiirde wie beim Ar-
beiter und Angestellten. Allcrdmgu kommen zu der Rente in
MaSe 1 der ¢ Alters-

liegt in bezug auf die Hinzu-
verdienstgrenze bereits vor).
— In der Beamtcnvcrsorgung kein wellerer Ausbnu der
Mi In der R
Ausbau der Rente nach Mmdcstcmkomm:n bzw. Ein-
fiihrung einer Mindestrente.

— Angleichung der jihrlichen Slexgerungssatze in der Be-
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und in der R ung

ung  der *

— Schrittweise Anhebung der Beitrige in der Altershilfe
fiir Landwirte.

— Gil=i aller A
amten an ihrer sozialen Sicherung.

h und Be-

— Zusatzversorgung fir alle Arbeiter und Angestellten. Es
handelt sich hier darum, daB die Arbeitgeber vemaghch
oder tarifvertraglich die Pfli itrige der Arbeil

in der Rentenversicherung aufstocken kdnnen. Die Auf-

stockung darf 25 S5 der P nicht
Mit dieser Aufslackungsmoghchkcu wiirde nach 45 Ver-
sicherungsjahren e¢in  Gesamtversorgungsniveau von rd.
90 % netto errcicht (statt rd. 70 bis 75 % heute).

Dort wo Arbeitgeber nicht in der Lage oder nicht bereit
sind, eine solche zusitzliche Leistung zu erbringen, ist dem
Arbeitnehmer cin Anspruch einzuriumen, dafi die Arbeit-
geber die zusiitzlichen Beitriige von ihrem Lohn abfiihren.
Die Zusatzbeitriige miiBten steuerfrei sein.



D.

Kosten der Rentenre-
form und Grundsatze
einer sachgerechten
und veraniwortungsbe-
wuBten Finanzierung

Die ausgewiesenen Kostenansiitze (auf der Basis 1979} sind
Tediglich Sdulzungcn und Groﬂcnordnungcn sie beinhalten
keine E

i sowi¢ ein ¥ fiir bereits
Kindererzichung) wiirde rd. 3,5 Mrd. DM jihrlich kosten
bei einer rentenrcchtlichen Bewertung des Versicherungs-
jahres mit 75 % des Durchschnittsentgelts aller Versicherten
und einem Zusd\lag des Babyjahres auf die Witwenrente,
wo einc cigene Versichertenrente nicht gezahlt wird).

Der Betrag von jihrlich 3,5 Mrd. wiitde sich dann im
Laufe der Zeit auf rd. 2,1 Mrd. DM reduzieren. Aus die-
sen aktuellen Beitriigen wiirden also spiter dic entspre-
chenden Rentenleistungen finanziert.

Da es sich hierbei tm cine allgemeine geselischaftliche
Aufgabe handelt, miiBten diesc Mehraufwendungen nach
Auffassung der Arbeitsgruppe  ,Sozialpolitisches  Pro-
gramm* aus allgemeinen Steuermitteln, d. h. aus dem Bun-
deshaushalt, finanziert werden.

3 dell / dell
Auch dort, wo die Arbeitsgruppe i it Pro- w DR-
gramm* Prioritiiten erkennen I8, ist die Aussage nicht als BD';slmg ,,Vaznlan(!:RAlGA([:runo:mpnss:rlfl;'. k];czllcu o
gmliudi_zmrungv k\;_x_\fl!gcrd'clir]l(lso?t;d:?]%:n dl;l:_ﬁm::;bzg rung dcr Altcrsbezugc) wiire fiir dic Rentenversicherung

aher ist es unzulissig, di 1. Je nach A der Be-

Koslen &»r Reform auszugeben.

Allerdings missen die Entscheidungen iiber alternative
Losungsmbglichkeiten in Kenntnis der finanziellen Aus-
wirkungen und in bezug auf 1Tagerschaft getroffen wer-
den.

Die Arbeitsgrup) war sich
bei der Formullcrung ihrer Dnskusslonsvorschlagc der Tat-
sache bewuSt, daB alle Reformvorschlige vor dem Hinter-
grund der Notwendigkeit zu schen sind, die soliden finan-
zicllen Grundl. der zu erhalten. Da-
bei kommt der Skonomischen Entwicklung eine entschei-
dende Bedeutung zu.

Die Arbei ialpalitisches P
bei ihren Uberlegungen auf den letzten

stiitzt sich

steuerung und cines crhShten finanziellen Engagements
von Bund und Lindern fiir die Rentenversicherung (im
Raohmen des Rentensteneranfkommens) wiirden sich fir die
Rentenversicherung im Laufe der Zeit Mchreinnahmen
ergeben.

Das Bruttomodell ,Variante 2“ (Bruttoanpassung, keine
Verdnderung der Besteuerung der Alterseinkiinfte, schritt-
weise Beteiligung der Rentner an ihrer Krankenversiche-
rung) wiirde fiir diec Rentenversicherungstriiger auf lingere
Sicht erhebliche Einsparungen bringen. Bezogen auf 1979
wiirden dic Einsparungen fiir die Rentenversicherung je
1 Prozentpunkt Beteiligung der Rentner rd. 0,5 bis 0,8
Mrd. DM betragen — je nach Freigrenze.

bericht der Bundesregierung. Aus diesem Bericht geht her-
vor, daB bel mmlercm Bcsdml‘tm gss:and die Renten
zur b Ren-

Das dell wiire unter der Voraus-
setzung, daB Brutto- und Nettoentwicklung der Lohne
gleich hoch sind. Bei steigender Abgabenbelastung der

te ab 1982) bis in die neunziger Jahre hinein gesichert
sind, wenn dic Lohnsteigerungsrate im langfristigen Mittel
mcht unter 6 % absinkt. Dies setzt allcrdmgs -VOraus, da

Arbeitneh d.h. cmer gcgcnuher der Bruttoentwick-
lung niedri; ergiben sich Ein-
sparungen in der Rentenversicherung. Die Arbeitsgruppe
,,Sonulpnlmschcs Programm“ sneh! darin aber keine sicher

der Beitragssatz — wie bereits — zZum fiir die Ren-
1. 1, 1981 auf 18,5 % heraufgesctzt wird. tenversicherung,
Die Arbeitsgruppe geht d:mna::h davon aus, daB du: Ren- -
ten nach heutiger V als gcsxdlerl wer- 4. La ge Stabill q
den kinnen, daB nbcr besserungen  der F ung
die Auforil i Fi erfordert.  __ Bej einer Koppelung des B an die Ren-
in der R icherung hingen die Mehr-
1. N g der Hinter gung auf fiir den Bund im Vergleich zur heutigen
. . . : : Regel b vom Anteil des Bund:
Die finanziellen Auswirkungen der Reform der Hinterblic- a N ;
benenversorgung hingen von der Ausgestaltung im einzel. Schusses und von der Entwicklung der Zahl von Renten.
nen ab: — Die K ung .der wiirde den
Bundeshaushalt nur in wi ituati

Bei ciner Teilhabe an der Gesamtversorgung von 70 %
wiirden die Mchraufwendungen bis zo 1,2 Mrd. DM
jiihrlich betragen (Beharrungszustand).

belasten. Dafiir wiirde die Rentenversicherung anderer-
seits Riickzahlungen fiir Darlehen leisten, die sie in
solchen Situatione : vom Bund erhalten hat.

Eine Garantic der selbster Versich wit- . Die weitere A s der wiire
de zusitzlich rd. 1,6 Mrd. (Beharr d). 1
Die Gesamtkosten dieses Modells betriigen damn bis zu rd.
2,8 Mrd. DM. Sic wiirden sich erst allmihl 5, g8g! hi g b g
und‘:‘aeh der den Behar Die 1 von lohnt Arbeitect
crreichen. auf einen . Jei und b

Benrag kinnte fir die Arbeitgeber insgesamt grundsiitz-
2. vonK lich k werden,
Die Anrcchnung zunichst emes Jabres pro Kind fiir alle Fiir die Arbeitnebmer gibe es keine Mehrbelastungen,
F dh 1 ji fiir kunmge Kin- wiihrend ¢s innerhalb der Gruppe der Arbeitgeber — je
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nach Lohnil bzw. Kapitali — zu Entla-
stungen oder Belastungen kommen kénnte, die im cinzel-
nen von der Ausgestaltung des neuen Arbeitgeberbeitra-
ges abhingen.

6. Fortentwicklung der
Mi

9
-~ Wenn das Modell ,Rente nach Mindesteinkommen* nur
fiir Beitragszeiten ab 1985 cingefithrt wiirde, so ergiben
sich zunichst nur geringe Kosten, die erst im Laufe mehre-
rer Jahrzehme die GriBenordnung von rd. 2—2,5 Mrd. DM
jiihrlich erreichen wiirden.

Wiirden die Versicherungszeiten von 1973 bis 1984 in dic

tung einb sowie der R b d bertick-
sxdmgl ergiben sich sofort Mchrbelastungen fir dic Ren-
tenversicherung zwischen rd. 0,5—1 Mrd. DM, die sich
allmihlich bis auf rd. 2—2,5 Mrd. DM im Beharrungs-
zustand aufbauen.

— Die Emfuhrung einer bednrfsoncnnmcn Mindestrente
wiirde im die Die Soli-
dargemeinschaft diirfte hicraus nicht zusitzlich belastet
werden, da es sich hierbei um cine allgemeine geselischaft-
liche Aufgabe handelt. Wegen der Entlatung der Sozial-
hilfe wiiren die Kosten ganz iiberwiegend von den Lindern
und Gemeinden zu tragen. Es bediirfte insoweit einer
Neuverteilung der Finanzen zwischen Bund, Lindern und
Gemeinden,

7. der Leb L]

in bestimmten Fillen

— Eine vcrbessene Zurechnungszeit von § Jnhren fiir die
Er il bis zum 60. Leb hr wiirden

finanzielle Mehraufwendungen in Hohe von 3,5—4,0 Mrd.
DM jihrlich erfordern (je Zurechnungsjahr rd, 0,5—1,0
Mrd. DM), dic von der Solidargemeinschaft aufgebracht
werden miiBten.

— Die Vi g der T: te erfordert Mchr-
aufwendungen. die zuniichst in der GriBenordnung von
10 Mio. DM beginnen und allmihlich auf rd. 250 Mio. DM
jihrlich im Beharrungszustand anwachsen.

— Eiuc 6 der i von
4000 DM auf 5000 DM monatlich wiirde von den Be-
troffenen ecinen jihrlichen Beitragsmehraufwand von rd.
152 Mrd. DM crfordern (Fur alle Arbcitnehmer unter
4(100 DM M i) al; fir Ar-

hy mit cincm Eink von 5000 DM und
hiher cinc monatliche Belastung von rd. 95,— DM).

Den Bm(rag\m«.hrunnahmcn wiirden zu cinem spiteren
Zeitpunkt hohere L tiche iiberstehen.

8. Ausbau der sozialen Sicherung der Behinderten
— R i dge fiir alle Sch inder-
ten nach dem Modell der Behinderten in Werkstitten
wiirden (unter der Annahme von 10000 Beglinstigten) rd.
40 Mio. DM jihrlich kosten, dic je zur Hilfte von Bund
und Liindern zu tragen wiiren.

— Die Mi ente mit Eink fitr
S¢ hinderte wiirde im lichen die tathil
entlasten. Die Kosten wiiren daher iiberwiegend von den
Lindern und Gemeinden zu tragen. Es bediirfte insoweit
emer Neuverteilung der Finanzen zwischen Bund, Lin-
d>m und Gemeinden.

—- Die Kosten fiir eire verbesserte Wartezeitregelung fiir
Erwerbsunfihigkeitsrenten sind gering zu veranschlagen,
da hierunter nur wenige Personen fallen wiirden. Die
Kosten miifiten von der Solidargemeinschaft getragen wer-
den.

9. Stirkere Einbeziehung der Salbstindigen

Die stirkere Einbindung der Sclbstindigen und freien Be-
rufe \vurc nach beiden Modcllcn fir die bisherige Solxdnr-

Wenn nur der Zugang in die i wiir-
de, entstiinden im Emfu]lrungs)ahr Kosten von rd 100—
200 Mio., die sich im Laufe der Zeit auf den Gesamtbe-
trag von jiihrl. 3,5—4,0 Mrd. DM hin entwickeln wiirden.

1tk Dcn Meh

stehen spiiter

10. Stirkere Har Isi g der

— Dije Pill fiir Pilegep wire fiir gie  Sozlalen Sicherungssysteme

Rentenversicherung  zuniichst mit Beil innat ver-  Zur Har der sozialen Sicherungssysteme wer-

bundcn, auf lingere Sicht wegen der daraus fol| zu-  den A kte fiir erste Schritte aufgezeigt. Quantifi-
in etwa zierungen sind hierza z. Z. nicht méglich.

27



! ﬂwmkmﬁthﬂmh
| wdk: VY; Dundhiilarvies, Benn )

g




	Gliederung
	A. Erfolge sozialdemokratischer Sozialpolitik
	B. Leitlinien sozialdemokratischer Rentenpolitik
	C. Diskussionsvorschläge
	D. Kosten der Rentenreform

